
 

 

Vorblatt 
Problem 
Das österreichische Recht gewährt gleichgeschlechtlichen Paaren keinen rechtlichen Rahmen für ihr 
Zusammenleben. 
Ziel 
Schaffung einer „eingetragenen Partnerschaft“, die nach Eingehung vor einem staatlichen Organ einen 
rechtlichen Rahmen für das Zusammenleben gleichgeschlechtlicher Paare bietet. 
Inhalt 
- Regelung der Begründung einer eingetragenen Partnerschaft 
- Regelung der Rechte und Pflichten von Personen, die in aufrechter eingetragener Partnerschaft leben 
- Regelung der Rechtsfolgen der Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
Alternativen 
Beibehaltung des bisherigen Zustandes; Vorenthaltung eines rechtlichen Rahmens 
Auswirkungen des Regelungsvorhabens 
- Finanzielle Auswirkungen 
Keine. 
- Wirtschaftspolitische Auswirkungen 
--Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich 
Keine. 
--Auswirkungen auf die Verwaltungslasten für Unternehmen 
Keine. 
--Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit 
Keine. 
-Geschlechterspezifische Auswirkungen 
Keine. 
-Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens 
Keine. 
-Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
Die Bestimmungen stehen im Einklang mit den Vorschriften der Europäischen Union. 
-Kompetenzgrundlage 
Die Zuständigkeit des Bundes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (Zivilrechtswesen). 



 

 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
1. Vorbemerkung: 
Das österreichische Recht bietet homosexuellen Paaren keinen rechtlichen Rahmen für ihr 
Zusammenleben.  Auch eine solche Partnerschaft genießt den grundrechtlichen Schutz des Privat- und 
Familienlebens nach Art. 8 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EGMR 24.7.2003, 
40016/98, Karner gegen Österreich, ÖJZ 2004/2 [MRK]). Zahlreiche – vor allem europäische – Staaten 
haben in ihren Rechtsordnungen einen rechtlichen Rahmen für das Zusammenleben 
gleichgeschlechtlicher Paare geschaffen, der mehr oder minder an die Rechtsposition verheirateter 
Personen heranreicht. In einigen Staaten haben gleichgeschlechtlich orientierte Menschen sogar die 
Möglichkeit zu heiraten. 
Das Bundesministerium für Justiz versendete im Sommer 2008 den Ministerialentwurf eines 
Lebenspartnerschaftsgesetzes zur Begutachtung, der einen justizrechtlichen Rahmen der wechselseitigen 
Rechte und Pflichten der in einem Vertrag auf Dauer verbundenen gleichgeschlechtlichen Personen 
abstecken sollte. Damit konnte in dieser sensiblen gesellschaftspolitischen Frage eine breite öffentliche 
Diskussion beginnen. Diese Diskussion wurde auf der Grundlage der dazu eingelangten Stellungnahmen 
fortgeführt. Der vorliegende Entwurf spiegelt diesen – auch politischen – Diskurs wider. 
2. Kurzübersicht über die Lage in anderen Staaten: 
Immer mehr Staaten stellen gleichgeschlechtlich orientierten Menschen ein weitgehend der Ehe 
angenähertes Rechtsinstitut zur Verfügung, so zum Beispiel Dänemark, Deutschland, England, 
Norwegen, Schweiz oder Tschechien. Zumeist wird dieses Institut als „eingetragene“ oder 
„gleichgeschlechtliche“ Partnerschaft bezeichnet. Einige Staaten haben sogar die Ehe für homosexuelle 
Paare geöffnet, wie etwa Belgien, Niederlande oder Spanien. 
3. Schwerpunkte des Vorhabens: 
Unter Berücksichtigung der Rechtslage in anderen, überwiegend europäischen, Staaten und dem 
bisherigen Stand der Diskussion in Österreich schlägt der Gesetzentwurf folgende Regelungen vor: 
3.1. Schaffung eines neuen Rechtsinstituts „eingetragene Partnerschaft“: 
Die eingetragene Partnerschaft soll den Menschen, die eine solche Partnerschaft eingehen, eine adäquate 
Rechtsstellung verschaffen. Entsprechende Regelungen werden für den Fall der Auflösung der 
Partnerschaft vorgesehen. Der Entwurf enthält aber keine Bestimmungen, die sich auf Kinder beziehen 
oder die das Kindschaftsrecht ändern. Demnach sollen auch die Adoption eines Kindes durch die beiden 
eingetragenen Partner ebenso wie die Adoption des Kindes einer Partnerin oder eines Partners durch den 
anderen Teil ausgeschlossen bleiben. Nach ihren Wirkungen ist die eingetragene Partnerschaft keine „Ehe 
light“ und auch keine „Schmalspurehe“. Zwecks Abgrenzung der Ehe von der eingetragenen 
Partnerschaft soll nicht der Weg von Verweisungen zum geltenden Eherecht gewählt werden, sondern die 
entsprechenden zivilrechtlichen Regelungen über die wechselseitigen Rechte und Pflichten in einem 
eigenen Sondergesetz zusammengefasst werden. Dabei soll unter grundsätzlicher Aufrechterhaltung der 
geltenden Regelungen auch eine neue Terminologie sowohl für die betroffenen Personen als auch für 
einige Rechtsinstitute geschaffen werden. Das neue Rechtsinstitut soll „eingetragene Partnerschaft“ 
heißen. Im Ministerialentwurf wurde der in Deutschland verwendete Begriff „Lebenspartnerschaft“ zur 
Diskussion gestellt. Vor allem die Interessenvertreter haben aber eine Angleichung an die in anderen 
Staaten am meisten übliche Bezeichnung gefordert, sodass das Rechtsinstitut „eingetragene 
Partnerschaft“ heißen soll. Die Personen, die eine eingetragene Partnerschaft begründen, sollen 
„eingetragene Partner“ genannt werden. 
3.1.1. Begründung: 
Die eingetragene Partnerschaft soll vor einer Personenstandsbehörde begründet werden. Sie soll nicht 
durch den Vorgang der Registrierung entstehen und begründet werden, sondern durch die vor einem 
staatlichen Organ abgegebene Willenserklärung beider Teile, die die eingetragene Partnerschaft eingehen 
wollen. Die Details einer solchen Regelung sind im Personenstandsrecht zu bestimmen. Als 
Voraussetzungen für die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft sieht der Entwurf die 
Gleichgeschlechtlichkeit sowie die Volljährigkeit und die Geschäftsfähigkeit der die eingetragene 
Partnerschaft eingehenden Personen vor. Bei beschränkt geschäftsfähigen Personen – etwa weil sie unter 
Sachwalterschaft stehen – bedarf es der Einwilligung der Person, die mit der gesetzlichen Vertretung 
betraut ist. Wird diese Einwilligung ungerechtfertigt verweigert, so kann sie gerichtlich ersetzt werden. 



 

 

Diese Regelungen entsprechen im Wesentlichen dem Eherecht. Der Entwurf schlägt aber bei den 
altersmäßigen Voraussetzungen der Proponenten für eine eingetragene Partnerschaft eine Abweichung 
vom Eherecht vor: Nach geltendem Recht können minderjährige Personen mit gerichtlicher 
Ehemündigerklärung und Einwilligung der Personen, denen die gesetzliche Vertretung und die Pflege und 
Erziehung zustehen, heiraten. Von dieser Möglichkeit wird in der Praxis – soweit überblickbar – nur dann 
Gebrauch gemacht, wenn es darum geht, eine Ehe zu schließen, bevor das gemeinsame Kind auf die Welt 
kommt. Aufgrund der anders gelagerten Sachlage sieht der Entwurf daher vor, dass nur volljährige 
Personen eine eingetragene Partnerschaft eingehen können. 
Auch die das Eheverlöbnis betreffenden Regelungen des zweiten Hauptstücks des ABGB sollen nicht 
ausdrücklich übernommen werden. Freilich steht es künftigen eingetragenen Partnern frei, ihre 
rechtlichen Beziehungen vor Eingehung der eingetragenen Partnerschaft durch einen – auch konkludenten 
– Vertrag frei zu regeln. 
Eine wichtige Voraussetzung für die Eingehung einer eingetragenen Partnerschaft sei besonders 
hervorgehoben: Personen, die verheiratet sind oder in einer aufrechten eingetragenen Partnerschaft leben, 
können weder eine weitere Ehe schließen noch eine weitere eingetragene Partnerschaft eingehen. Dies 
stellen die vorgeschlagenen §§ 8 und 9 EheG sowie § 5 Z 2 EPG sicher. Wird dennoch eine Ehe oder 
eingetragene Partnerschaft ungeachtet einer bestehenden Ehe oder eingetragenen Partnerschaft 
geschlossen bzw. eingegangen, so sehen § 19 Abs. 4 EPG und der angepasste § 24 EheG die 
Nichtigkeitsfolge vor.  
3.1.2.  Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft: 
Die Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft sollen im Wesentlichen den Rechten und Pflichten 
verheirateter Personen entsprechen. Für den gemeinsamen Namen werden vom Ehewirkungsrecht 
abweichende Bestimmungen vorgeschlagen: Die Begründung der Partnerschaft soll noch keine 
namensrechtlichen Wirkungen entfalten. Allerdings sollen die in eingetragener Partnerschaft lebenden 
Personen einen gemeinsamen Nachnamen im Weg des Namensänderungsgesetzes erhalten können, auch 
wird ihnen – so wie verheirateten Personen – die Möglichkeit eingeräumt, ihren bisherigen Namen voran- 
oder nachzustellen. 
3.1.3. Beendigung und Nichtigerklärung: 
Ausgehend von den Regelungen über die Nichtigerklärung, die Aufhebung und die Scheidung sowie die 
rechtlichen Folgen dieser Rechtsinstitute werden die Tatbestände der Scheidung und Aufhebung zu einer 
„Auflösung“ zusammengefasst, weil diese zum Unterschied zur Nichtigerklärung die Wirkung der 
Auflösung ex nunc haben. Im Unterschied zum Eherecht soll aber die Todeserklärung die eingetragene 
Partnerschaft beenden und die unrichtige Todeserklärung keinen Grund zur Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft bilden. Im Hinblick auf die seltene Anwendung und auf die aus heutiger grundrechtlicher 
Sicht möglicherweise problematischen Folgen einer Auflösung aus diesem Grund sollen die 
entsprechenden Regelungen des Ehegesetzes nicht übernommen werden. Terminologisch werden 
Scheidung und Aufhebung in eine gerichtliche „Auflösungsentscheidung“ zusammengefasst. Das 
vorgeschlagene Auflösungsrecht geht ebenso wie das geltende Eherecht vom Verschuldensprinzip aus. 
Der Entwurf sieht aber auch einen verschuldensabhängigen Unterhalt nach Beendigung der eingetragenen 
Partnerschaft vor. Die rechtshistorisch bedingten speziellen Voraussetzungen und Folgen einer Scheidung 
gegen den Willen eines schuldlosen Teiles sollen allerdings nicht übernommen werden. Die Aufteilung 
des Gebrauchsvermögens und der Ersparnisse soll dagegen wieder nach dem Vorbild der eherechtlichen 
Bestimmungen geregelt werden. 
3.2. Anpassung anderer Rechtsvorschriften: 
Die eingetragene Partnerschaft soll sich nicht bloß auf die Rechte und Pflichten zwischen beiden Teilen, 
sondern auch im Verhältnis zu Dritten auswirken. Darüber hinaus sind Regelungen, die auf verheiratete 
Personen Rücksicht nehmen, dahin anzupassen, dass sie auch auf Personen in eingetragener Partnerschaft 
anwendbar sind. 
Die Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens haben gezeigt, dass eine ausdrückliche Anpassung aller 
justizrelevanten Gesetze nicht notwendig ist. Durch Generalverweise soll die Übersichtlichkeit dieses 
Bundesgesetzes und die Lesbarkeit der Bundesgesetze, auf die verwiesen wird, gewährleistet werden. Im 
ABGB ist jedoch eine Differenzierung notwendig; hier sind Generalverweise nur im Erbrecht und im 
Güterrecht vorgesehen. Auch das Ehegesetz, das Fortpflanzungsmedizingesetz und das IPR-Gesetz 
werden gesondert geregelt. 
4. Kompetenzgrundlage: 
Dieses Bundesgesetz beruht auf Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (Zivilrechtswesen). 



 

 

5. Kosten: 
Durch die Ermöglichung des Rechtsinstituts der eingetragenen Partnerschaft an sich kann es zu einer 
vermehrten Inanspruchnahme der Personenstandsbehörden und der Gerichte kommen, beides in einem 
zwar nicht genau abschätzbaren, aber doch nennenswerten Umfang. 



 

 

Besonderer Teil 
Zu Art. 1 (Eingetragene Partnerschaft-Gesetz – EPG) 
Zu § 1 EPG 
Hier legt das EPG fest, was und wer vom Geltungsbereich des Gesetzes umfasst sind. Geregelt werden 
die Begründung, die Wirkungen und die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare. Das Institut der eingetragenen Partnerschaft soll nur gleichgeschlechtlichen 
Paaren offen stehen, nicht aber verschiedengeschlechtlichen. Ihnen steht die Ehe offen. 
Zu § 2 EPG 
Nach Abs. 1 können eine eingetragene Partnerschaft nur zwei Personen gleichen Geschlechts begründen. 
Zugleich regelt diese Bestimmung, dass es sich bei der eingetragenen Partnerschaft um eine 
Lebensgemeinschaft auf Dauer mit gegenseitigen Rechten und Pflichten handelt. Das Element der 
Dauerhaftigkeit manifestiert sich auch in den Auflösungsbestimmungen, die den 
Auflösungsbestimmungen der ebenfalls auf Dauer angelegten Ehe nachgebildet sind. 
Zu § 3 EPG 
Aus dem Versprechen, eine eingetragene Partnerschaft begründen zu wollen, soll nicht geklagt werden 
können. Auch die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft muss vom freien Willen beider 
potenziellen Partner getragen werden. Auch andere Ansprüche sind aus einem solchen Versprechen nicht 
ableitbar. 
Das im Ministerialentwurf noch enthaltene allgemeine zivilrechtliche Diskriminierungsverbot soll nicht 
übernommen werden. Die Formulierung eines solchen ist im Hinblick auf die bestehenden 
verfassungsgesetzlichen Regelungen nicht notwendig. Eingetragene Partnerschaften sind vom 
Schutzbereich des Art. 8 EMRK, der das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens festschreibt, 
in Verbindung mit dem Diskriminierungsverbot des Art. 14 EMRK und der damit in Zusammenhang 
stehenden Rechtsprechung des EGMR umfasst. Darüber hinaus bietet auch das Gleichbehandlungsrecht 
einen ausreichenden Schutz vor Diskriminierungen. Einer speziellen zivilrechtlichen Regelung bedarf es 
auch vor diesem Hintergrund nicht. 
Zu § 4 EPG 
Abs. 1 legt die persönlichen Voraussetzungen für die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft fest, 
nämlich die Volljährigkeit und Geschäftsfähigkeit des potenziellen eingetragenen Partners. Personen, die 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, können nach dem Entwurf nicht für mündig erklärt werden, eine 
eingetragene Partnerschaft einzugehen. Zur Begründung sei dazu auf die allgemeinen Erläuterungen (Pkt. 
3.1.1.) verwiesen. 
Nach Abs. 2 können zwar auch beschränkt geschäftsfähige Personen eine eingetragene Partnerschaft 
begründen, sie benötigen zur Begründung der Partnerschaft aber die Einwilligung der mit der 
gesetzlichen Vertretung betrauten Person. Einer Bestimmung, die dem Erfordernis der Einwilligung des 
Pflege- und Erziehungsberechtigten entspricht (§ 3 Abs. 2 EheG), bedarf es nicht, weil nur volljährige 
Personen eine eingetragene Partnerschaft begründen können. 
Eine beschränkt geschäftsfähige Person kann nach Abs. 3 das Gericht anrufen, wenn die mit der 
gesetzlichen Vertretung betraute Person die Einwilligung zur Begründung der Partnerschaft verweigert. 
Zu § 5 EPG 
§ 5 zählt jene Nichtigkeitsgründe auf, bei denen eine eingetragene Partnerschaft nicht begründet werden 
darf. Es sind dies die Partnerschaft zwischen verschiedengeschlechtlichen Personen, die Partnerschaft 
zwischen Personen, bei denen eine Person bereits verheiratet ist oder in eingetragener Partnerschaft lebt 
oder zwischen Personen in einem bestimmten Verwandtschaftsverhältnis. Zu den Sanktionen sei auf § 19 
EPG und die Erläuterungen dazu verwiesen. Auch die Begründung einer Partnerschaft zwischen 
Annehmendem und Wahlkind soll nunmehr – und somit weitergehender als noch im Ministerialentwurf – 
mit Nichtigkeit bedroht sein. 
Das Begutachtungsverfahren zeigte auf, dass § 13 der 1. Durchführungsverordnung zum Ehegesetz eine 
Entsprechung im EPG finden muss, was nun zu einer Ergänzung des § 5 um den Abs. 2 führt. 
Zu § 6 EPG 
Abs. 1 regelt die zivilrechtlichen Formerfordernisse der Begründung der eingetragenen Partnerschaft. Sie 
kann nur vor der sachlich zuständigen Personenstandsbehörde unter gleichzeitiger und persönlicher 
Anwesenheit beider Partner begründet werden. Die zuständige Personenstandsbehörde wird durch das 



 

 

Personenstandsgesetz festgelegt. Auch die Frage, in welches Personenstandsregister die Eintragung 
erfolgt, regelt das Personenstandsrecht. 
Die Form der Begründung soll den Partnern verdeutlichen, dass sie mit der eingetragenen Partnerschaft 
eine nicht ohne weiteres wieder lösbare Gemeinschaft mit Rechten und Pflichten begründen. Die 
vorgeschlagene Bestimmung stellt auch sicher, dass die zur „Nichtehe“ und zur formungültigen Ehe 
entwickelte Lehre und Rechtsprechung auch für das Institut der eingetragenen Partnerschaft genutzt 
werden können. 
Abs. 2 enthält ebenfalls zivilrechtliche Formerfordernisse für die Begründung einer eingetragenen 
Partnerschaft. Beide Partner müssen vor der Personenstandsbehörde ihre Willenserklärungen abgeben. 
Die Personenstandsbehörde protokolliert die Erklärungen der beiden persönlich und gleichzeitig 
anwesenden Partner, eine eingetragene Partnerschaft begründen zu wollen, und lässt das Protokoll von 
beiden unterschreiben. 
Abs. 3 stellt klar, dass die eingetragene Partnerschaft nicht unter einer Bedingung oder Zeitbestimmung 
begründet werden kann. 
Einer dem Eherecht entsprechenden Regelung zum „Scheinstandesbeamten“ bedarf es nicht, weil es 
genügt, wenn eine in der Personenstandsbehörde bedienstete oder hiefür von dieser beauftragte Person an 
der Begründung mitwirkt. 
Zu § 7 EPG 
§ 7 EPG regelt den Namen der eingetragenen Partnerinnen bzw. der eingetragenen Partner. Die 
Möglichkeit, einen gemeinsamen Nachnamen oder Doppelnamen zu führen, soll durch eine Änderung des 
Namensänderungsgesetzes eröffnet werden. 
Zu § 8 EPG 
§ 8 EPG Abs. 1 statuiert für eingetragene Partnerinnen oder eingetragene Partner den 
Gleichheitsgrundsatz. Das könnte auf den ersten Blick bei gleichgeschlechtlichen Paaren als überflüssig 
erachtet werden, zumal bei gleichgeschlechtlichen Partnerinnen oder Partnern die persönlichen Rechte 
und Pflichten im Verhältnis zueinander selbstverständlich gleich sind. Dennoch wird vorgeschlagen, 
diesen Grundsatz in das Gesetz aufzunehmen. Auch wenn die entsprechende Bestimmung für Ehegatten 
im ABGB aus der Entwicklung der Beziehung zwischen Mann und Frau verstanden werden muss, hat sie 
doch auch für gleichgeschlechtliche Paare Gültigkeit. 
Die Abs. 2 bis 4 regeln im Einzelnen die persönlichen Rechte und Pflichten der eingetragenen Partner, die 
von den Grundsätzen der Partnerschaft und der gleichen Beteiligung an den Lasten der Gemeinschaft 
geprägt sind. Die in § 8 EPG genannten Pflichten führten im Vorfeld zu Diskussionen. Kritisiert wurde, 
dass die genannten Pflichten nicht mehr zeitgemäß seien und man Paare nicht zum gemeinsamen Wohnen 
verpflichten könne. Der vorliegende Entwurf folgt dieser Kritik nicht, zumal die eingetragene 
Partnerschaft schon ihrem Ansatz nach eine auf Dauer angelegte institutionalisierte Lebensgemeinschaft 
der Partner darstellt, deren Wirkungen über die einer Verbindung von Lebensgefährten hinausgeht. Auch 
sind manche dieser gesetzlichen Pflichten bis zu einem gewissen Grad ohnehin nicht zwingend. 
Abs. 2 bestimmt, dass die eingetragenen Partnerinnen oder eingetragenen Partner einander zur 
umfassenden partnerschaftlichen Lebensgemeinschaft verpflichtet sind und zählt besonders wichtige 
Bereiche einer solchen auf (Wohnen, Vertrauensbeziehung, anständige Begegnung und Beistand). Die 
Aufnahme dieser Pflichten in das Gesetz, die gleichzeitig die Rechte der Partnerin oder des Partners sind, 
dient einerseits den Partnerinnen bzw. Partnern als Orientierung für das von der Rechtsordnung 
gewünschte Verhalten in der Partnerschaft. Andererseits ist es auch aus gesellschaftspolitischen 
Erwägungen angebracht, für eine rechtlich anerkannte Form von Partnerschaft die Rechte und Pflichten in 
dieser Partnerschaft zu definieren. 
Im Vergleich zum Ministerialentwurf wurde die Formulierung der Abs. 3 und vormals 4 gestrafft, weil 
die Demonstration der Gleichheit anhand der Haushaltsführung aufgrund der mangelnden Problematik 
der traditionellen Rollenverteilung unterbleiben kann. 
§ 8 Abs. 4 EPG enthält das im Begutachtungsverfahren vielfach geforderte Adoptionsverbot. Die 
Entscheidungen des EGMR E.B. gegen Frankreich vom 22. Jänner 2008, Appl. 43546/02 und Fretté 
gegen Frankreich vom 26. Februar 2002, Appl. 36515/97, sind in diesem Zusammenhang nicht 
maßgeblich, weil sie nur die erzieherische Eignung betreffen. So wie der Gesetzgeber frei ist, die 
Zustimmung zur Adoption durch einen Einzelnen an die Zustimmung des Ehegatten zu knüpfen, muss er 
auch in dieser Frage frei entscheiden können. Eine Stiefkind- oder Paaradoption wäre darüber hinaus nach 
dem österreichischen Adoptionsrecht schon deshalb ausgeschlossen, weil dieses Konstellationen, bei 
denen das Kind zwei rechtliche Väter oder zwei rechtliche Mütter hat, nicht zulässt. 



 

 

Zu § 9 EPG 
§ 9 EPG dient dem Schutz einer Partnerin oder eines Partners gegen die oder den Verfügungsberechtigten 
der Wohnung auf Erhaltung der Wohnmöglichkeit. Die Bestimmung ist dem § 97 ABGB nachgebildet, 
die hiefür maßgebliche Judikatur kann daher ohne Probleme übernommen werden. § 8 Abs. 2 EPG 
verpflichtet die eingetragenen Partner zum gemeinsamen Wohnen. Im Begutachtungsverfahren zum 
Ministerialentwurf wurde kritisiert, dass zwar die Pflicht zum Wohnen statuiert wird, aber eine § 92 
ABGB entsprechende Norm fehlt. Dieser Kritik soll Rechnung getragen werden. 
Zu § 10 EPG 
§ 10 EPG regelt nach dem Vorbild des § 96 ABGB die „Schlüsselgewalt“ unter eingetragenen 
Partnerinnen oder eingetragenen Partnern. Da auch bei gleichgeschlechtlichen Paaren die Möglichkeit 
besteht, dass eine der Partnerinnen oder einer der Partner den Haushalt führt und keine eigenen Einkünfte 
hat, ist eine entsprechende Regelung – auch zum Schutz des Verkehrs – notwendig. 
Zu § 11 EPG 
§ 11 EPG regelt nach dem Vorbild der §§ 90 Abs. 2 und 98 bis 100 ABGB die Mitwirkung im Erwerb, 
einen Unterfall der Beistandspflicht unter eingetragenen Partnerinnen oder eingetragenen Partnern. Die 
Mitwirkungspflicht wird eingeschränkt durch deren Zumutbarkeit, die Lebensverhältnisse der 
Partnerinnen oder Partner und eine allenfalls anderslautende Vereinbarung. Die Abs. 2 bis 4 regeln den 
finanziellen Ausgleich für die Mitwirkung im Erwerb der oder des anderen. 
Zu § 12 EPG 
Auch die dem § 94 ABGB entsprechende Unterhaltsregelung des § 12 EPG ist ein Teil der 
Beistandspflicht. Die eingetragenen Partnerinnen oder eingetragenen Partner haben zur Deckung der 
ihren Lebensverhältnissen angemessenen Bedürfnisse gemeinsam beizutragen. Die Abs. 2 und 3 regeln 
diese Verpflichtung näher. Dabei ist jeweils zu berücksichtigen, dass die Partner ihren Beitrag „nach 
ihren Kräften“ zu leisten haben. Entscheidend ist dabei jeweils die konkrete Lebenssituation. Festgelegt 
wird auch, dass, wer den gemeinsamen Haushalt führt, bereits dadurch seinen Beitrag zur Deckung der 
Bedürfnisse leistet. Bis zur Grenze der Unbilligkeit steht der oder dem Unterhaltsberechtigten nach 
Abs. 3 die Unterhaltsleistung auf Verlangen in der Form eines Geldunterhalts im Gegensatz zu 
Naturalunterhalt zu. 
Schließlich bestimmt § 12 EPG auch, dass auf den Unterhaltsanspruch im Vorhinein nicht verzichtet 
werden kann. Zulässig und wirksam sind daher Verzichte auf Unterhaltsleistungen für die Vergangenheit 
oder auf künftige einzelne Unterhaltsbeiträge. Hier kann auf die Rechtsprechung zum Eherecht verwiesen 
werden. 
Zu § 13 EPG 
Nach dem vorgeschlagenen § 13 EPG wird eine eingetragene Partnerschaft durch den Tod, die 
Todeserklärung eines Partners oder einer Partnerin oder durch eine Auflösungsentscheidung des 
Gerichtes aufgelöst. Von einer Regelung über die Wiederverheiratung im Falle der unrichtigen 
Todeserklärung (wie z. B. die §§ 43, 44 Abs. 2 EheG) sieht der Entwurf ab, da diese in bestimmten – 
sicher seltenen – Fallkonstellationen zu einem Wiederverehelichungsverbot führen können, das in 
Zukunft aus grundrechtlicher Sicht zu überdenken sein wird. Eine Todeserklärung soll die Auflösung 
einer eingetragenen Partnerschaft bewirken, die Partnerschaft soll auch dann aufgelöst bleiben, wenn die 
Todeserklärung zu einem späteren Zeitpunkt aufgehoben wird. 
Zu § 14 EPG 
Mit dem vorgeschlagenen § 14 EPG sollen die Regelungen über die Aufhebung wegen Mängeln bei der 
Begründung zusammengefasst werden. 
Abs. 1 führt die einzelnen Aufhebungsgründe an. Abs. 2 regelt die Fälle, in denen eine Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft trotz Vorliegens der in Abs. 1 aufgezählten Willensmängel ausgeschlossen 
ist. Das ist dies dann der Fall, wenn die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner nach 
Wegfall des Irrtums oder der Zwangslage, nach Entdeckung der Täuschung oder nach Erlangung der 
vollen Geschäftsfähigkeit zu erkennen gegeben hat, dass sie bzw. er die eingetragene Partnerschaft 
dennoch fortsetzen will. 
Im Fall des Abs. 1 Z 1 kann nach Abs. 3 die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft nur die mit der 
gesetzlichen Vertretung betraute Person des beschränkt geschäftsfähigen Teiles begehren. 
Abs. 4 befristet die Erhebung der Auflösungsklage mit einem Jahr. Auch bei der Auflösung von 
eingetragenen Partnerschaften beginnt die Frist erst zu laufen, wenn dem gesetzlichen Vertreter die 
Begründung oder Bestätigung der eingetragenen Partnerschaft bekannt wird oder der beschränkt 



 

 

geschäftsfähige Teil die volle Geschäftsfähigkeit erlangt hat (Abs. 1 Z 1), der Irrtum oder die Täuschung 
durch den betroffenen Teil entdeckt wird (Abs. 1 Z 2 bis 5) oder die Zwangslage aufgehört hat (Abs. 1 
Z 6). 
Die Fortlaufhemmung nach Abs. 5 Satz 1 entspricht jener des § 40 Abs. 3 EheG. Abs. 5 Satz 2 normiert 
für den geschäftsunfähigen, unvertretenen Teil eine Ablaufhemmung von sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt, von dem an er die Auflösungsklage selbständig erheben kann oder in dem der Mangel der 
gesetzlichen Vertretung aufhört. Bei Versäumung der Frist durch den gesetzlichen Vertreter des 
geschäftsunfähigen Teiles kann dieser selbst binnen sechs Monaten seit Wegfall seiner 
Geschäftsunfähigkeit die Auflösungsklage erheben. 
Zu § 15 EPG 
Der vorgeschlagene § 15 EPG bestimmt inhaltlich die in den §§ 49 ff. EheG geregelten 
Scheidungsgründe als für die eingetragene Partnerschaft maßgeblich, wobei diese ebenfalls als 
Auflösungsgründe bezeichnet werden, aber zentral in einer Norm geregelt sind. 
Abs. 1 regelt die Auflösung aus Verschulden eines Teiles. Voraussetzung für die Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft ist, dass aufgrund des Fehlverhaltens des einen Teiles die eingetragene 
Partnerschaft so tief zerrüttet ist, dass die Wiederherstellung einer ihrem Wesen entsprechenden 
Lebensgemeinschaft nicht erwartet werden kann. Die Zufügung körperlicher Gewalt oder schweren 
seelischen Leids sollen hier als demonstrative Beispiele für schuldhafte Verfehlungen hervorgehoben 
werden. 
Auch in eingetragenen Partnerschaften soll diejenige oder derjenige, die bzw. der selbst eine derartige 
Verfehlung begangen hat, die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft nicht begehren können, wenn 
nach der Art der Verfehlung, insbesondere wegen des Zusammenhangs der Verfehlung des anderen Teils 
mit dem eigenen Verschulden das Auflösungsbegehren bei richtiger Würdigung des Wesens der 
eingetragenen Partnerschaft sittlich nicht gerechtfertigt ist. 
Abs. 2 zählt weitere Auflösungsgründe auf. Z 1 nennt als Auflösungsgrund ein auf geistiger Störung 
beruhendes Verhalten, aufgrund dessen die Wiederherstellung einer ihrem Wesen entsprechenden 
eingetragenen Partnerschaft nicht erwartet werden kann. Z 2 regelt die Auflösung wegen einer 
Geisteskrankheit solchen Grades, die zur Aufhebung der geistigen Gemeinschaft der eingetragenen 
Partner geführt hat und deren Wiederherstellung nicht erwartet werden kann. Z 3 nennt eine schwere 
ansteckende oder ekelerregende Krankheit, deren Heilung in absehbarer Zeit nicht erwartet werden kann. 
Nach Abs. 3 soll jeder Teil wegen tiefgreifender unheilbarer Zerrüttung der Lebensgemeinschaft deren 
Auflösung begehren können, wenn die häusliche Gemeinschaft seit drei Jahren aufgehoben ist. Um 
sowohl den Forderungen jener Interessenvertretungen, die ein liberales Auflösungsrecht befürworten, als 
auch jenen Stimmen, die dem Element der Dauer mehr Gewicht beimessen wollen, entgegenzukommen, 
wird vorgeschlagen, dass einem solchen Begehren anders als im Eherecht bereits nach dreijähriger 
Auflösung der häuslichen Gemeinschaft jedenfalls stattzugeben ist. § 55 Abs. 3 EheG soll also nicht 
übernommen werden. 
Abs. 4 sieht im Sinne des Gleichheitsgrundsatzes ein Korrektiv vor. 
Abs. 5 behandelt die einvernehmliche Auflösung der eingetragenen Partnerschaft. Bei Aufhebung der 
Lebensgemeinschaft seit mindestens einem halben Jahr und dem Zugeständnis der unheilbaren Zerrüttung 
des partnerschaftlichen Verhältnisses können beide eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragene Partner 
gemeinsam einen Auflösungsantrag stellen. Voraussetzung für die Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft ist eine schriftliche Einigung über die unterhaltsrechtlichen Beziehungen und die 
gesetzlichen vermögensrechtlichen Ansprüche im Verhältnis zueinander für den Fall der Auflösung oder 
der Abschluss einer solchen Einigung vor Gericht. 
Zu § 16 EPG 
Diese Bestimmung regelt die Gründe für den Ausschluss der Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
wegen Verschuldens. 
Nach dem Abs. 1 ist die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft wegen Verschuldens ausgeschlossen, 
wenn das Verhalten des verletzten Teils ergibt, dass er die Verfehlung des anderen Teils verziehen oder 
sie nicht als die eingetragene Partnerschaft zerstörend empfunden hat. 
Nach Abs. 2 ist auch das Recht auf Auflösung der eingetragenen Partnerschaft wegen Verschuldens 
befristet. Die Frist beträgt sechs Monate, sie beginnt prinzipiell ab Kenntnis des Auflösungsgrundes zu 
laufen. Während der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft gilt dies allerdings nicht. Fordert der 
schuldige Teil den anderen auf, die Gemeinschaft wieder herzustellen oder die Auflösungsklage zu 
erheben, so beginnt der Fristenlauf mit Empfang dieser Aufforderung. Unabhängig von der Kenntnis des 



 

 

Auflösungsgrundes wird auch hier eine absolute Frist von zehn Jahren ab Eintritt des Auflösungsgrundes 
vorgeschlagen. 
Nach Abs. 3 können auch nach Abs. 2 verfristete Auflösungsgründe in einem anhängigen 
Auflösungsverfahren geltend gemacht werden, wenn die Frist bei der Klageerhebung noch nicht 
verstrichen war. Zudem können sie zur Unterstützung einer auf andere Verfehlungen gegründeten 
Auflösungsklage geltend gemacht werden. 
Zu § 17 EPG 
Diese Bestimmung regelt den Ausspruch des Verschuldens bei Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft. 
Abs. 1 sieht einen Verschuldensausspruch im Urteil vor, wenn die eingetragene Partnerschaft wegen 
Verschuldens der beklagten Partei aufgelöst wird. 
Abs. 2 behandelt den Verschuldensausspruch im Urteil bei Erhebung einer Widerklage durch die beklagte 
Partei. Je nach Verschuldensgrad ist entweder das Überwiegen des Verschuldens eines Teiles oder das 
gleichteilige Verschulden beider Teile im Urteil auszusprechen. 
Nach Abs. 3 soll auch im Bereich der eingetragenen Partnerschaft für die beklagte Partei die Möglichkeit 
bestehen, einen Mitverschuldensantrag zu stellen, anstatt eine Widerklage erheben zu müssen. 
Zu § 18 EPG 
Der vorgeschlagene § 18 EPG regelt den Schuldausspruch bei Auflösung aus anderen Gründen (§ 15 
Abs. 2 und 3 des Entwurfs). 
Nach Abs. 1 ist bei Auflösung der eingetragenen Partnerschaft auf Klage und Widerklage im Urteil 
auszusprechen, wenn nur einen Teil an der Auflösung ein Verschulden trifft. 
In den Fällen des § 15 Abs. 2 EPG, das heißt bei Auflösung wegen einer geistigen Störung, wegen einer 
Geisteskrankheit oder wegen einer schweren ansteckenden oder ekelerregenden Krankheit, ist über 
Antrag der beklagten Partei das Verschulden der klagenden Partei auszusprechen, wenn die beklagte 
Partei bei Erhebung der Auflösungsklage oder später auf Auflösung wegen Verschuldens der klagenden 
Partei hätte klagen können. 
Nach Abs. 3 kann auch bei Auflösung wegen Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft seit drei Jahren 
und tiefgreifender unheilbarer Zerrüttung (§ 15 Abs. 3 EPG) auf Antrag der beklagten Partei das alleinige 
oder überwiegende Verschulden der klagenden Partei im Urteil ausgesprochen werden. 
Nach Abs. 4 ist in den Fällen des § 14 Abs. 1 Z 1 bis 4 derjenige Teil, der den Auflösungsgrund bei 
Begründung der eingetragenen Partnerschaft kannte, als schuldig zu erklären, in den Fällen des § 14 
Abs. 1 Z 5 und 6 derjenige, von dem oder mit dessen Wissen die Täuschung oder Drohung verübt wurde. 
Abs. 5 entspricht im Wesentlichen dem § 18 der 1. Durchführungsverordnung zum Ehegesetz über das 
Zusammentreffen von Aufhebungsklage und Scheidungsbegehren. 
Zu § 19 EPG 
§ 19 EPG legt fest, wann eine eingetragene Partnerschaft nichtig ist und wer die Nichtigkeit in welcher 
Form geltend machen kann. Die Bestimmung hat die Regelungen zur Nichtigkeit einer Ehe im EheG zum 
Vorbild und fasst die dort getroffenen Regelungen umgelegt auf eingetragene Partner in einem einzigen, 
in sich geschlossenen Paragrafen zusammen. Die Folgen der Nichtigkeit werden im 6. Abschnitt in § 42 
EPG geregelt. 
Auch eine eingetragene Partnerschaft soll nur aus einigen wenigen, taxativ aufgezählten Gründen nichtig 
sein. Der zweite Satz des Abs. 1 verdeutlicht, dass es sich bei der Nichtigkeit um eine „Vernichtbarkeit“ 
und nicht um eine „Nichtpartnerschaft“ handelt. Daraus erklärt sich auch der dritte Satz der Bestimmung, 
wonach Einwendungen aus der Nichtigkeit im Rechtsverkehr nur dann geltend gemacht werden können, 
wenn die eingetragene Partnerschaft zum Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeschäfts für nichtig erklärt 
war oder der Geschäftspartner von der Nichtigkeit wusste. Ein gutgläubiger Dritter wird hingegen 
geschützt. 
Eine eingetragene Partnerschaft ist dann nichtig, wenn ihre Begründung nicht in der durch § 6 Abs. 2 und 
3 EPG vorgeschriebenen Form stattgefunden hat (§ 19 Abs. 2 Z 1). Dieser Formmangel kann aber geheilt 
werden. Bei einer vor der nicht zuständigen Personenstandsbehörde geschlossenen oder von zwei nicht 
gleichzeitig und persönlich anwesenden Partner abgeschlossenen Partnerschaft (§ 6 Abs. 1 EPG) handelt 
es sich um eine „Nichtpartnerschaft“. Z 2 behandelt den Nichtigkeitsgrund der Geschäftsunfähigkeit; Z 3 
statuiert den Nichtigkeitsgrund der „Doppelpartnerschaft“; Z 4 regelt den Nichtigkeitsgrund der 



 

 

Verwandtschaft und definiert durch einen Verweis auf § 5 Z 3 EPG die eine Nichtigkeit bewirkende 
Verwandtschaftsnähe. 
Aufgrund vielfacher Stellungnahmen aus dem Begutachtungsverfahren soll auch die Regelung des § 23 
EheG übernommen werden. 
Abs. 3 regelt, wer die Nichtigkeit geltend machen kann. Aus Gründen der sprachlichen 
Geschlechtsneutralität wird – ohne Absicht einer inhaltlichen Änderung – von der „Staatsanwaltschaft“ 
gesprochen. 
Abs. 4 entspricht sinngemäß dem § 82 der 1. Durchführungsverordnung zum Ehegesetz. 
Abs. 5 regelt das Wiederbegründen einer eingetragenen Partnerschaft nach Auflösung einer früher 
eingegangenen Ehe oder Partnerschaft durch eine ausländische Entscheidung. 
Zu den §§ 20 bis 22 EPG 
§ 20 EPG regelt den Unterhaltsanspruch eines eingetragenen Partners bzw. einer eingetragenen Partnerin 
für den Fall der verschuldeten Auflösung. Abs. 1 enthält den Grundsatz des verschuldensabhängigen 
Unterhaltsanspruchs, Abs. 2 eine Bemessungs- und Minderungsregel und Abs. 3 die Unterhaltspflicht bei 
beidseitig gleichteiligem Verschulden. 
Abs. 4 entspricht den Regelungen des § 68a EheG über den verschuldensunabhängigen 
Unterhaltsanspruch mit der Maßgabe, dass die Bezugnahme auf die Pflege und Erziehung eines 
gemeinsamen Kindes nicht übernommen werden soll. Sollte ausnahmsweise die Kinderbetreuung eine 
Rolle spielen, so werden die scheidungsrechtlichen Regelungen analog heranzuziehen sein. Nicht 
übernommen werden soll auch die in der Systematik des EheG begründete Verweisungsvorschrift des 
§ 69 Abs. 1 EheG. Ihre Regelung geht nämlich in § 20 Abs. 1 und 2 EPG auf, weil sich diese auf den 
allein oder überwiegend schuldigen Teil beziehen, somit davon ausgehen, dass das Urteil einen 
Schuldausspruch enthält. Dadurch entsteht keine Abweichung vom geltenden Eherecht. 
Auch § 69 Abs. 2 EheG soll nicht übernommen werden. Dabei handelt es sich um jene 
unterhaltsrechtliche Regelung, welche die Scheidungsreform des Jahres 1978 (Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 280/1978 und Nr. 303/1978) wesentlich gestützt hat. Bis dahin konnte nämlich ein Ehegatte, der 
schuldlos und an der Scheidung nicht interessiert war, darauf vertrauen, dass die Ehe nicht gegen seinen 
Willen geschieden werden kann. Die Scheidungsreform des Jahres 1978 hat dies aber durch die 
Neufassung des § 55 EheG wesentlich geändert. Dabei wurde zum Ausgleich von Benachteiligungen für 
den schuldlosen Teil einerseits die unterhaltsrechtliche Rechtsfolge geschaffen, dass der 
Unterhaltsanspruch so wie bei aufrechter Ehe – also ohne Kürzung wegen der Sorgepflicht für einen 
neuen Ehegatten – zu bemessen ist und jedenfalls die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
abzudecken hat. Aus pensionsrechtlicher Sicht wurden solche schuldlos geschiedene Ehegatten im 
fortgeschrittenen Alter und nach länger dauernder Ehe hinsichtlich der Pensionshöhe echten Witwen bzw. 
Witwern gleichgestellt. Der Entwurf schlägt vor, diese spezielle unterhaltsrechtliche Folge, die ihre 
Wurzel in der Geschichte des österreichischen Scheidungsrechtes hat, für eingetragene Partnerschaften 
nicht zu übernehmen. Damit ist selbstverständlich keine Diskriminierung gleichgeschlechtlicher 
eingetragener Partnerinnen bzw. eingetragener Partner beabsichtigt. Festzuhalten ist in diesem 
Zusammenhang, dass derzeit sicher noch Menschen in einer Ehe leben, die vor dem Inkrafttreten der 
Scheidungsreformgesetze 1978 geschlossen wurde, was für eingetragene Partnerschaften jedenfalls nicht 
zutrifft. 
§ 21 EPG enthält die für das nachpartnerschaftliche Unterhaltsrecht noch notwendigen Bestimmungen. 
§ 22 EPG regelt die Art der Unterhaltsgewährung. 
Zu § 23 EPG 
§ 23 EPG regelt die Begrenzung und den Wegfall des nachehelichen Unterhaltsanspruchs. 
Zu § 24 EPG 
Nach dem vorgeschlagenen § 24 EPG unterliegen der Aufteilung grundsätzlich jene Vermögenswerte, die 
während aufrechter eingetragener Partnerschaft geschaffen wurden. Nach Auflösung oder 
Nichtigerklärung der eingetragenen Partnerschaft sollen demnach das partnerschaftliche 
Gebrauchsvermögen und die partnerschaftlichen Ersparnisse aufgeteilt werden. 
Zu § 25 EPG 
In Fortentwicklung des Ministerialentwurfs findet eine Berücksichtigung des FamRÄG 2009 statt. Die 
Bestimmung grenzt zum einen die Begriffe des partnerschaftlichen Gebrauchsvermögens und der 
gemeinsamen Ersparnisse gegenüber der weiten Fassung des § 24 auf das während der eingetragenen 
Partnerschaft Erworbene und Ersparte ein (Abs. 1 Z 1). Zum anderen präzisiert die Bestimmung den 



 

 

Inhalt dieser Begriffe, in dem bestimmte Sachen ausdrücklich von der Aufteilung ausgenommen werden. 
Nach Abs. 2 ist eine eingebrachte, von Todes wegen erworbene oder geschenkte gemeinschaftliche 
Wohnung dann in die Aufteilung mit einzubeziehen, wenn dies vereinbart wurde oder wenn der andere 
Teil zur Sicherung seiner Lebensbedürfnisse auf die Weiterbenützung angewiesen ist. 
Zu § 26 EPG 
§ 26 EPG entspricht teilweise dem § 83 EheG. Die im Eherecht enthaltene Bezugnahme auf das Wohl der 
Kinder (§ 83 Abs. 1 EheG) und auf die Pflege und Erziehung der gemeinsamen Kinder (§ 83 Abs. 2 
EheG) soll aber nicht übernommen werden. Sollten aber in der Partnerschaft Kinder betreut worden sein, 
so wird selbstverständlich auch auf das Wohl der Kinder Bedacht zu nehmen sein. Die Aufteilung des 
partnerschaftlichen Gebrauchsvermögens und der gemeinsamen Ersparnisse sollen nach Billigkeit 
vorgenommen werden. Damit soll der Vielfalt der Lebenswirklichkeit Rechnung getragen werden; es geht 
darum, dass die Folgen der Auflösung in wirtschaftlicher Hinsicht in einer für beide Teile möglichst 
ausgeglichenen Weise geregelt werden können. Neben diesem Aufteilungsprinzip kommen weitere 
Grundsätze, die in den §§ 27 und 33 genannt sind, zum Tragen. 
Zu § 27 EPG 
Diese Bestimmung soll verhindern, dass es wegen einer vermögensrechtlichen Bindung der eingetragenen 
Partnerinnen bzw. eingetragenen Partner aneinander auch nach der Auflösung zu Auseinandersetzungen 
kommt. So soll etwa der Fortbestand von Miteigentum der eingetragenen Partner nach Auflösung 
tunlichst vermieden werden. Ausnahmsweise kann die Aufteilung nach Billigkeit jedoch erfordern, dass 
gewisse Kontakte der getrennten eingetragenen Partnerinnen bzw. eingetragenen Partner aufrecht bleiben. 
Zu § 28 EPG 
§ 28 EPG soll klarstellen, dass das Gesetz einer einvernehmlichen Regelung der Aufteilung den Vorzug 
gegenüber der gerichtlichen Entscheidung gibt. Ein Vergleich über die Aufteilung des partnerschaftlichen 
Gebrauchsvermögens und der gemeinsamen Ersparnisse schließt daher eine Antragstellung insoweit aus, 
soweit diese Vereinbarung reicht. Auch nach einer einvernehmlichen Auflösung nach § 15 Abs. 5 EPG 
kann es zu einem Aufteilungsverfahren kommen, etwa wenn anlässlich der Auflösung im Einvernehmen 
keine Vereinbarung über die vermögensrechtlichen Ansprüche geschlossen wurde oder wenn eine solche 
Vereinbarung wegen Irrtums oder Unkenntnis eines Teils oder beider Teile unvollständig geblieben ist. 
Die eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragenen Partner können die Entscheidung des Gerichts auch 
nur für einzelne Vermögensgegenstände verlangen, insbesondere auch nur für eine Ausgleichszahlung. 
Das Gericht hat jedoch dabei die übrigen Vermögensverhältnisse der eingetragenen Partner angemessen 
zu berücksichtigen. Der Antrag auf Aufteilung kann von einem oder von beiden eingetragenen 
Partnerinnen bzw. eingetragenen Partnern gestellt werden. 
Zu § 29 EPG 
Abs. 1 bestimmt, dass das Gericht bei beweglichen körperlichen Sachen die Übertragung des Eigentums 
oder eines Anwartschaftsrechts darauf von einem auf den anderen eingetragenen Partner anordnen kann. 
Weiterreichend sind demgegenüber die Befugnisse des Gerichts bei unbeweglichen Sachen. Hier kann 
nicht nur das Eigentum übertragen werden, vielmehr können auch „sonstige Rechte“, also etwa ein 
Fruchtgenuss, aber auch Miete oder Pacht, übertragen oder begründet werden. 
Abs. 2 bestimmt, dass, soweit das Eigentum an einem Aufteilungsgegenstand einem Dritten zukommt, 
die Übertragung eines Rechts daran der Zustimmung des Dritten bedarf. Zu beachten ist, dass die 
Entscheidung des Gerichts über dingliche Rechte keine Verfügungswirkung hat, sondern bloß den Titel 
für die Übertragung oder Begründung des Eigentums oder sonstiger Rechte bildet. 
Zu § 30 EPG 
Die dem § 87 Abs. 1 EheG entsprechende Bestimmung wird in Fortentwicklung des Ministerialentwurfs 
an das FamRÄG 2009 angepasst. Es soll also gleichsam der dargestellten „Opt-in-Möglichkeit“ des § 25 
Abs. 2 EPG, der die Befugnisse des Gerichtes bei der Regelung der Rechtsverhältnisse an der 
partnerschaftlichen Wohnung im Fall der Auflösung regelt, eine „Opt-out-Regel“ gegenübergestellt 
werden. Die Übertragung des Eigentums oder eines dinglichen Rechts an einer partnerschaftlichen 
Wohnung nach § 25 Abs. 2 EPG können die eingetragenen Partner daher durch Vereinbarung 
ausschließen. 
Zu § 31 EPG 
§ 31 EPG behandelt die Gestaltungsbefugnisse bei einer Wohnung, die einen Zusammenhang mit einem 
Dienstverhältnis aufweist. 



 

 

Zu § 32 EPG 
§ 32 EPG regelt die Befugnisse des Gerichts bei der Aufteilung ehelicher Ersparnisse. 
Zu § 33 EPG 
Nach dieser Bestimmung soll die Übertragung des Eigentums an unbeweglichen Sachen oder die 
Begründung dinglicher Rechte daran nur als „ultima ratio“ angeordnet werden. 
Zu § 34 EPG 
Abs. 1 bezieht sich auf Malversationen eines eingetragenen Partners, durch die der Aufteilung 
unterliegendes Vermögen zum Nachteil des anderen Teils verringert oder verschoben wird. Nach dem 
Abs. 2 sind Investitionen aus dem partnerschaftlichen Gebrauchsvermögen oder den gemeinsamen 
Ersparnissen in einem Unternehmen, das einem oder beiden Teilen gehört oder an dem einem oder beiden 
Teilen ein Anteil zusteht, wertmäßig bei der Aufteilung mit gewissen Einschränkungen zu 
berücksichtigen. Abs. 3 will Benachteiligungen eines Teils entgegenwirken, die dadurch entstehen, dass 
eine Sache zwar während aufrechter eingetragener Partnerschaft wie partnerschaftliches 
Gebrauchsvermögen von beiden Teilen genützt wurde, dann aber – weil sie zu einem Unternehmen 
gehört und damit der Aufteilung entzogen ist – nur noch einer eingetragenen Partnerin bzw. einem 
eingetragenen Partner zur Verfügung steht. 
Zu § 35 EPG 
§ 35 EPG ermöglicht die Zuweisung der Schulden im Innenverhältnis. Nach § 24 Abs. 1 Satz 2 und § 26 
Abs. 1 EPG sind in die Aufteilung auch Schulden einzubeziehen, die mit dem Gebrauchsvermögen und 
den Ersparnissen in einem inneren Zusammenhang stehen oder mit dem gemeinsamen Lebensaufwand 
zusammenhängen. Im Einzelfall kann es sich als nötig erweisen, dass solche Schulden – im Verhältnis 
zwischen den eingetragenen Partnerinnen bzw. eingetragenen Partnern – von einem auf den anderen 
überwälzt werden. 
Zu § 36 EPG 
Anordnungen zur Durchführung der Entscheidung sind nach dem Billigkeitsgrundsatz zu treffen. So hat 
etwa das Gericht eine von den Umständen des Einzelfalls abhängende Räumungsfrist festzusetzen, die 
dem früheren eingetragenen Partner eingeräumt wird, um die gemeinschaftliche Wohnung verlassen zu 
können. Zu dem mit der Durchführung der Entscheidung verbundenen Aufwendungen nach Satz 2 
gehören etwa Transport- und Übersiedlungskosten oder die Eintragungsgebühren bei der Übertragung 
einer Liegenschaft. 
Zu § 37 EPG 
Kann die reale Aufteilung des Gebrauchsvermögens und der gemeinsamen Ersparnisse nicht zu einem 
billigen Ausgleich zwischen den eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragene Partnern führen, so hat das 
Gericht die noch bestehende Unbilligkeit durch Auferlegung einer Geldzahlung und die Gewährung von 
Ratenzahlung oder Stundung auszugleichen. 
Zu § 38 EPG 
Nach dieser Bestimmung erlischt der Anspruch auf Aufteilung des Gebrauchsvermögens und der 
gemeinsamen Ersparnisse, wenn er nicht binnen einem Jahr nach Eintritt der formellen Rechtskraft der 
Entscheidung über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft durch Vertrag oder Vergleich 
anerkannt oder gerichtlich geltend gemacht wird. 
Zu § 39 EPG 
Der Aufteilungsanspruch ist nur unter eingeschränkten Voraussetzungen vererblich, unter Lebenden oder 
von Todes wegen übertragbar und verpfändbar. Voraussetzung dafür ist, dass er durch Vertrag oder 
Vergleich anerkannt oder gerichtlich geltend gemacht worden ist. 
Zu § 40 EPG 
Diese Bestimmung entspricht dem § 97 EheG. In Fortentwicklung des Ministerialentwurfs findet eine 
Berücksichtigung an das FamRÄG 2009 statt. Für Vereinbarungen während aufrechter Partnerschaft, mit 
denen eine künftige Vermögensaufteilung bei einer allfälligen Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
im Vorhinein geregelt wird, gelten die Einschränkungen des § 40 EPG. 
Zu § 41 EPG 
Ziel dieser Bestimmung ist es, Härten zu mindern, die sich nach der Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft aus der Mithaftung eines Teils für einen Kredit des anderen Teils ergeben können. 
Manchmal nimmt nämlich der Gläubiger einer solchen Verbindlichkeit denjenigen Teil in Anspruch, der 
keinen wirtschaftlichen Vorteil aus dem Kredit gezogen hat, sei es, weil die Kreditsumme oder der damit 



 

 

angeschaffte Gegenstand schon während der eingetragenen Partnerschaft hauptsächlich dem anderen Teil 
zu Gute gekommen ist, sei es, weil dieser Gegenstand im Rahmen der Vermögensteilung dem anderen 
Teil zugefallen ist. Zwar kann das Gericht nach § 35 EPG in einem solchen Fall diesen Teil auch zur 
Zahlung der Schulden verpflichten, doch wirkt diese Regelung nur im Innenverhältnis zwischen den 
eingetragenen Partnerinnen bzw. eingetragenen Partnern. Mit der Bestimmung des § 41 EPG besteht die 
Möglichkeit, dieser Schuldenregelung im Verhältnis zwischen den eingetragenen Partnerinnen bzw. 
eingetragenen Partnern durch Richterspruch auch eine Wirkung gegenüber dem Gläubiger zu verschaffen. 
In Fortentwicklung des Ministerialentwurfs findet eine Anpassung an das FamRÄG 2009 statt (nunmehr 
Verweis auf § 40 Abs. 5 EPG). 
Zu § 42 EPG 
Abs. 1 regelt den Grundsatz, dass mit Nichtigerklärung der eingetragenen Partnerschaft alle ihre 
Wirkungen rückwirkend wegfallen. Der Schutz gutgläubiger Dritter für diese Fälle ist in § 19 Abs. 1 EPG 
geregelt. 
Von dieser Grundregel stellt Abs. 2 eine Ausnahme auf: Wusste auch nur ein Teil nichts von der 
Nichtigkeit, so finden die Vorschriften über die gerichtliche Auflösung entsprechende Anwendung. 
Wusste der andere Teil von der Nichtigkeit, so ist er wie ein schuldig Erklärter zu behandeln. Dies hat 
Bedeutung für die güter- und unterhaltsrechtlichen Folgen. 
Nach Abs. 3 kann derjenige eingetragene Partner, dem die Nichtigkeit nicht bekannt war, von der in 
Abs. 2 statuierten Ausnahme wieder abweichen, indem er erklärt, dass es bei den Folgen der Nichtigkeit 
bleiben solle. 
Zu § 43 EPG 
Die Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens haben gezeigt, dass eine Änderung aller justizrelevanten 
Gesetze nicht notwendig ist. Durch Generalverweise soll die Übersichtlichkeit dieses Bundesgesetzes und 
die Lesbarkeit der Bundesgesetze, auf die verwiesen wird, gewährleistet werden. Im ABGB ist jedoch 
eine Differenzierung sinnvoll. Auch das Ehegesetz, das Fortpflanzungsmedizingesetz und das IPR-Gesetz 
werden gesondert angepasst. 
Zu den §§ 44 bis 47 EPG 
Diese Bestimmungen regeln das Inkrafttreten und die Vollziehung. Da es sich – nach anfänglichen 
Versuchen in diese Richtung – als unmöglich herausgestellt hat, den Gesetzestext unter Beachtung beider 
Geschlechter zu formulieren ohne die Verständlichkeit ernsthaft zu gefährden, wird eine 
„Geschlechterklausel“ vorgesehen. 
Zu Art. 2 (Änderungen des ABGB) 
Zu Z 1 (§ 181 Abs. 1 ABGB) 
Aufgrund eines Redaktionsversehens wurde eine Änderung dieser Bestimmung im Ministerialentwurf 
nicht vorgeschlagen. Das wird nun berichtigt. 
Zu Z 2 (§ 284c ABGB) 
Wenn beide eingetragenen Partner im gemeinsamen Haushalt leben,  sollen sie auch nächste Angehörige 
im Sinn des § 284c ABGB sein. 
Zu Z 3 (§ 364c ABGB) 
Auch die Regelung über das Belastungs- und Veräußerungsverbot soll auf eingetragene Partner 
ausgedehnt werden. 
Zu Z 4 (§ 537a ABGB) 
Mit der vorliegenden Bestimmung soll ausgedrückt werden, dass die für Ehegatten (oder unter 
Umständen auch für Brautleute) geltenden erbrechtlichen Bestimmungen des ABGB auf eingetragene 
Partner sinngemäß angewendet werden. Das betrifft die §§ 583, 594, 595, 602, 700, 730, 757 bis 759, 
762, 765, 769, 781, 783, 785, 789, 796 und 803 ABGB. Bei der Anwendung des § 796 ABGB führt dies 
etwa dazu, dass für eingetragene Partner nicht die Grundsätze des § 94 ABGB, sondern des § 12 EPG für 
den Anspruch auf Unterhalt anzuwenden sind. 
Zu Z 5 (§ 1217 ABGB) 
Durch die Ergänzung des § 1217 sollen die Bestimmungen über Ehepakte sinngemäß auf eingetragene 
Partner und auf Personen, die eine eingetragene Partnerschaft begründen wollen, anzuwenden sein. 



 

 

Zu Z 6 und 7 (§§ 1458 und 1495 ABGB) 
Ebenso wie andere Familienrechte, können auch Rechte der eingetragenen Partnerin bzw. des 
eingetragenen Partners nicht ersessen werden (§ 1458). Der Anwendungsbereich des § 1495 zum Beginn 
und Lauf der Verjährungs- und Ersitzungsfristen soll auch auf eingetragene Partnerinnen bzw. 
eingetragene Partner erstreckt werden. 
Zu Art. 3 (Änderung des Ehegesetzes) 
Die Änderungen berücksichtigen die Einführung des Instituts der eingetragenen Partnerschaft und sehen 
dem Verbot der Doppelehe entsprechende Bestimmungen in Bezug auf die eingetragene Partnerschaft 
vor. In weiterer Folge wird die Klagebefugnis für die Nichtigkeitsklage wegen einer Doppelehe auf die 
frühere eingetragene Partnerin oder den früheren eingetragenen Partner ausgedehnt. 
Zu Art. 4 (Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes) 
Im Begutachtungsverfahren wurde wiederholt eine Klarstellung gefordert, dass nach dem FMedG 
medizinisch unterstütze Fortpflanzung nur in einer Lebensgemeinschaft von Personen verschiedenen 
Geschlechts zulässig ist. 
Zu Art. 5 (Änderung des IPR-Gesetzes) 
Die Kollisionsrechte der Mitgliedstaaten der EU beschreiten bei der kollisionsrechtlichen Behandlung 
registrierter Partnerschaften keinen einheitlichen Weg; sie werden jedenfalls allgemein wie ein 
familienrechtliches und nicht wie ein schuldrechtliches Rechtsverhältnis angeknüpft (Wagner, Das neue 
Internationale Privat- und Verfahrensrecht zur eingetragenen Partnerschaft, IPRax 4/2001, 281 [284] 
mwN), die §§ 27a ff. werden daher auch im Abschnitt 3 des IPRG geregelt. 
Als Anknüpfungsmerkmal für die Verweisung bieten sich der Registerort oder wie bei der Ehe die 
Staatsangehörigkeit oder der gewöhnliche Aufenthalt der eingetragenen Partner an. Ohne weitere 
Differenzierung führt keines dieser Anknüpfungsmerkmale zu einer praktikablen und sachgerechten 
Lösung: Einige Staaten beschränken wie Österreich, aber anders als etwa die skandinavischen Staaten, die 
Begründung der Partnerschaft nicht auf Personen mit einem bestimmten Nahebezug zum Registerstaat. 
Eine eingetragene Partnerschaft kann daher in einem Staat begründet werden, zu dem die Partner weder 
durch ihre Staatsangehörigkeit noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt ein Naheverhältnis haben. 
Eine umfassende Anknüpfung an den Registerstaat sowohl für die Begründung, die Wirkungen und die 
Auflösung der eingetragenen Partnerschaft könnte somit entgegen den Grundgedanken des § 1 IPRG dazu 
führen, dass für die eingetragene Partnerschaft ein Recht maßgebend wäre, zu dem die Partner keinen 
Nahebezug haben; außerdem wäre in vielen Fällen, ohne sachliche Notwendigkeit, ausländisches Recht 
anzuwenden. Die eingetragenen Partner könnten so mit der Auswahl des Registerortes auch das 
maßgebende Recht wählen. Eine solche faktisch unbeschränkte Rechtswahlmöglichkeit gibt es im 
internationalen Familienrecht bisher nicht. 
Aber auch eine Übernahme der §§ 16 ff. IPRG scheidet aus: Während alle Rechtsordnungen die Ehe als 
Rechtsinstitut kennen, ist dies bei der eingetragenen Partnerschaft noch nicht der Fall. Selbst in den 
Staaten, die das Institut der eingetragenen Partnerschaft kennen, ist es sehr unterschiedlich ausgestaltet. 
Eine primäre Anknüpfung an das Personalstatut würde daher in vielen Fällen zur Unwirksamkeit der 
Partnerschaft, zum Entfall der Wirkungen oder zur Unauflösbarkeit der eingetragenen Partnerschaft 
führen. 
Ähnlich wie im deutschen Recht (Art. 17a EGBGB), ist die vorliegende Regelung eine Kombination 
dieser beiden Ansätze. Während sich die Begründung der eingetragenen Partnerschaft und das Güterrecht 
der eingetragenen Partnerschaft mangels Rechtswahl nach dem Recht des Registerortes richten (s. dazu 
näher die Erläuterungen zu § 27a und § 27c), ist für ihre persönlichen Rechtswirkungen und die 
Auflösung das Recht anzuwenden, zu dem im Regelfall die engste Beziehung angenommen werden kann. 
Anders als in den §§ 16 ff. ist aus den bereits genannten Gründen aber nicht das Personalstatut, sondern 
der gewöhnliche Aufenthalt der eingetragenen Partner primär entscheidend (s. dazu näher die 
Erläuterungen zu § 27b). 
Sieht das danach maßgebende Recht keine Rechtswirkungen vor (§ 27b Z 2 und 3) oder keine Auflösung 
der eingetragenen Partnerschaft (§ 27d Z 3), so soll österreichisches Recht anzuwenden sein (s. die 
Erläuterungen zu § 27b zur Anwendung österreichischen Rechts und nicht des Registerrechts). 
Das Kollisionsrecht anderer Staaten (vgl. etwa Art. 17a EGBGB) sieht ua. wegen der praktisch 
schwierigen Ermittlung des einschlägigen Kollisionsrechts (viele Staaten haben keine ausdrücklichen 
Kollisionsnormen für die eingetragene Partnerschaft) eine Sachnormverweisung vor. Zwar erleichtert eine 
solche Sachnormverweisung die Beurteilung, welches Recht anzuwenden ist, sie kann aber auch zu 
ungewollten Ergebnissen führen. So bliebe eine von den eingetragenen Partnern (nach manchen 



 

 

Rechtsordnungen zulässig) getroffene Rechtswahl (etwa für die Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft) unbeachtlich. Wenn das IPR des Registerstaates für die materiellen 
Begründungsvoraussetzungen auf ausländisches Recht verweist und die Partnerschaft (etwa wegen 
unterschiedlicher Altersgrenzen) nach dem Sachrecht des Registerstaats unwirksam oder fehlerhaft wäre, 
würde die (österreichische) Sachnormverweisung auf das Recht des Registerstaates zur Unwirksamkeit 
der Partnerschaft für den österreichischen Rechtsbereich führen, obwohl sie im Registerstaat wirksam 
wäre. Daher sind die §§ 27a ff. grundsätzlich Gesamtverweisungen und umfassen auch das IPR des 
verwiesenen Rechts, soweit sich aus dem Sinn der einzelnen Bestimmungen nicht Abweichendes ergibt 
(§§ 27b Z 3, 27d Z 3, § 27c in Verbindung mit § 11 Abs. 1). Damit fügen sie sich in das System des 
IPRG, das auch sonst grundsätzlich dem Prinzip der Gesamtverweisung folgt (§ 5). 
Wie bei den §§ 16 ff. (Ehe) ist auch hier das Zusammenspiel der Verweisungsnormen zu beachten. Die 
namensrechtlichen Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft sind nach § 13 anzuknüpfen, das 
Erbrecht des eingetragenen Partners nach § 28. 
Zu § 27a IPRG 
Für die Begründung der eingetragenen Partnerschaft, also ihre materiellen Voraussetzungen und damit 
verbunden die Nichtigkeit und die Aufhebung der Partnerschaft wegen Mängeln bei ihrer Begründung, 
verweist diese Bestimmung auf das Recht des Staates, in dem die Partnerschaft registriert worden ist. 
Damit unterscheidet sich die Regelung wesentlich von der entsprechenden Verweisungsnorm für die 
Eingehung einer Ehe (§ 17). Würde auch für die Begründung der eingetragenen Partnerschaft auf das 
Personalstatut der Partner verwiesen oder auf das Recht ihres gewöhnlichen Aufenthalts, so wären in 
vielen Fällen in Österreich lebende ausländische Staatsangehörige oder im Ausland lebende Österreicher 
von der Begründung einer eingetragenen Partnerschaft ausgeschlossen, wenn das Recht des 
Personalstatuts oder des gewöhnlichen Aufenthalts eine eingetragene Partnerschaft nicht kennt. Die 
Anknüpfung an das Personalstatut oder das Aufenthaltsrecht der Partner kann wegen der großen 
Unterschiede der materiellen Regelungen dazu führen, dass im Ausland begründete und registrierte 
eingetragene Partnerschaften zwar im Registerstaat, nicht aber in Österreich wirksam sind, also 
„hinkende“ Rechtsverhältnisse bleiben. Die Anknüpfung an das Recht des Registerstaates hingegen  
sichert die Wirksamkeit im Ausland gültig begründeter eingetragener Partnerschaften für den 
österreichischen Rechtsbereich. 
Für die Form der Partnerschaftsbegründung ist im Unterschied zur Form der Eheschließung (§ 16) keine 
gesonderte Verweisungsnorm vorgesehen, so dass das allgemeine Formstatut des § 8 heranzuziehen ist. 
Da danach die Form einer Rechtshandlung nach der lex causae zu beurteilen ist, die Form der 
Partnerschaftsbegründung also nach dem Recht des Registerstaates, und alternativ nach dem Recht des 
Staates, in dem die Rechtshandlung vorgenommen wird, das ebenfalls das Recht des Registerstaates ist, 
kann im Ergebnis eine eingetragene Partnerschaft in Österreich nur nach der österreichischen Form 
begründet werden, sodass sich ein Formvorbehalt wie in § 16 Abs. 1 IPRG erübrigt. 
Das EPG unterscheidet nicht wie das EheG zwischen Aufhebung und Scheidung, also der Auflösung 
wegen Mängeln bei der Begründung der Partnerschaft und der wegen später eintretender Umstände. Da 
die beiden Auflösungsarten kollisionsrechtlich unterschiedlich zu behandeln sind, schränkt § 27a den 
Begriff der Auflösung ein. Es ist eine Auflösung im Sinn des § 14 EPG gemeint. 
Es ist denkbar, dass eingetragene Partner ihre Partnerschaft nacheinander in mehreren Staaten registrieren 
lassen und nach dem Recht einiger dieser Staaten die Partnerschaft erst durch die Registrierung in diesem 
Staat begründet wird. Gleichermaßen ist es möglich, dass Ehegatten eine Ehe nacheinander in 
unterschiedlichen Staaten schließen (vgl. auch § 13 der 1. Durchführungsverordnung zum EheG). In 
beiden Fällen handelt es sich dennoch nur um eine eingetragene Partnerschaft bzw. Ehe, die als solche 
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und Anfechtbarkeit als einheitliche personenstandsrechtliche Beziehung zu 
beurteilen ist. Entscheidend sind nicht die Wirksamkeit oder die Mängel einzelner in unterschiedlichen 
Staaten nacheinander erfolgter Begründungs- und Registrierungsakte, sondern die Wirksamkeit und 
allfällige Mängel der Partnerschaft an sich. Eine Partnerschaft, die nach dem Recht des Staates der ersten 
Registrierung unwirksam oder vernichtbar ist, nach dem Recht des Staates, in dem sie später registriert 
worden ist, jedoch wirksam und mängelfrei, ist aus österreichischer Sicht wirksam und bestandfest; die 
spätere Registrierung heilt die mangelhafte frühere. Die Partnerschaft ist daher wirksam und bestandfest, 
wenn sie es nach einem der maßgebenden Rechte ist. Einer eigenen Bestimmung zum maßgebenden 
Recht (für die Wirksamkeit der eingetragenen Partnerschaft und deren Anfechtung wegen Nichtigkeit 
oder Mängeln bei der Eingehung) bei Mehrfachregistrierung einer Partnerschaft bedarf es, wie auch bei 
der Ehe, - anders aber als bei § 27c – daher nicht. 



 

 

Zu § 27b IPRG 
Wie § 18 für die persönlichen Rechtswirkungen der Ehe sieht § 27b für die persönlichen 
Rechtswirkungen der Partnerschaft eine Anknüpfungsleiter vor. Allerdings soll in erster Linie das Recht 
des gemeinsamen oder des letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts der Partner maßgebend sein, 
das gemeinsame Personalstatut erst in zweiter Linie. 
Viele Rechtsordnungen kennen das Institut der eingetragenen Partnerschaft nicht oder räumen ihm nur 
beschränkte Wirkungen ein. Bei primärer Verweisung auf das Personalstatut wäre es nicht ungewöhnlich, 
dass auf die Alternativanknüpfungen der Z 2 und 3 zurückgegriffen werden müsste. Rechtsfragen über die 
persönlichen Rechtswirkungen der Partnerschaft werden mehrheitlich im Aufenthaltsstaat der Partner 
auftreten. Die primäre Anknüpfung an das Recht des gewöhnlichen Aufenthalts – ein Recht, das 
zweifellos einen engen Sachverhaltsbezug hat – erübrigt es in vielen Fällen, das Personalstatut zu 
ermitteln, manchmal bloß um dann festzustellen, dass es nicht angewendet wird, sondern ein Ersatzrecht. 
Die persönlichen Rechtswirkungen einer in Österreich begründeten eingetragenen Partnerschaft von 
ausländischen Staatsangehörigen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland könnten nach österreichischem 
Recht beurteilt werden, ohne zuerst feststellen zu müssen, dass diese Partnerschaft nach dem 
Personalstatut keine Rechtswirkungen hat. 
Wenn die Verweisung auf das Aufenthaltsrecht ins Leere geht, etwa weil die Partner keinen gemeinsamen 
gewöhnlichen Aufenthalt haben und gehabt haben, ist das gemeinsame Personalstatut heranzuziehen. Die 
persönlichen Rechtswirkungen einer Partnerschaft zweier Österreicher mit gewöhnlichem Aufenthalt in 
einem Staat, der kein vergleichbares Institut oder keine entsprechenden Wirkungen kennt, sind nach 
österreichischem Recht zu beurteilen (Z 2), ohne dass auf Ersatzrecht ausgewichen werden muss. 
Schließlich beruft die Z 3 das österreichische Recht als Ersatzrecht, wenn die Partner weder einen 
gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt noch ein gemeinsames Personalstatut haben oder gehabt haben. 
In diesen Fällen ergibt sich der Nahebezug zu österreichischem Recht aus der Tatsache, dass eine 
Rechtsfrage aus österreichischer Sicht zu lösen ist; nur dann sind überhaupt die Regeln des IPRG 
anzuwenden. Für eine ersatzweise Anknüpfung an das Registerrecht würden zwar der Gleichlauf mit dem 
für die Begründung maßgebenden Recht sprechen und eine vielleicht bessere Vorhersehbarkeit. Beide 
Argumente sind aber nicht sehr tragfähig: der Gleichlauf ist in Fragen, die sich so klar trennen lassen wie 
die Begründung der Partnerschaft und ihre persönlichen Wirkungen, nicht erforderlich und hilft bei der 
praktischen Rechtsanwendung weniger als die Berufung der lex fori. Die Beziehung zum Registerstaat 
wird, wenn sie überhaupt besteht, viel geringer, jedenfalls weniger aktuell sein als die zur lex fori, weil ja 
die Partner weder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Registerstaat haben oder gehabt haben (ihn keiner 
beibehalten hat) noch das Recht des Registerstaates ihr gemeinsames Personalstatut ist (sonst kämen die 
Verweisungen der Z 1 und 2 zum Tragen). Solange das Kollisionsrecht nicht international vereinheitlicht 
ist, ist Vorhersehbarkeit stets dadurch eingeschränkt, dass nicht im Voraus gesagt werden kann, von 
welchem Forum die kollisionsrechtliche Frage beurteilt wird, welche Kollisionsnormen der Beurteilung 
zugrunde gelegt werden. Eine Verweisung auf Registerrecht wäre unter dem Gesichtspunkt der 
Vorhersehbarkeit nur hilfreich, wenn die Rechtsordnungen aller in Betracht kommenden Foren auf das 
Registerrecht verweisen würden. 
Es gibt eine weitere Fallkonstellation, in der die Verweisung ins Leere  führt - hier auf materieller Ebene - 
und eine Ersatzanknüpfung vorgesehen werden muss. Wenn nämlich das nach Z 1 oder  2 anzuwendende 
Recht der Partnerschaft keine persönlichen Rechtswirkungen einräumt, etwa weil es die Partnerschaft als 
Rechtsinstitut nicht kennt, bestünde ohne Ersatzanknüpfung eine Partnerschaft, die keine persönlichen, 
sondern allein personenstandsrechtliche Wirkungen hat. Um diese Situation zu vermeiden, ist das nach 
Z 2 bestimmte Recht anzuwenden, soweit das von Z 1 bestimmte Recht der Partnerschaft keine 
Rechtswirkungen einräumt, und wenn auch diese Verweisung versagt, nach Z 3 österreichisches Recht. 
Für die Berufung österreichischen Rechts sprechen die im vorigen Absatz dargelegten Gründe. 
Die Alternativanknüpfung des § 18 Abs. 2 IPRG, die im letzten Satz auf das Recht des Staates abstellt, zu 
dem die Ehegatten einen engeren Bezug haben, konnte für die Partnerschaft nicht übernommen werden, 
weil in vielen Fällen auch diese Verweisung materiell ins Leere gehen würde. 
Die Ersatzanknüpfung  kommt zum Tragen, soweit das berufene Recht die konkrete persönliche 
Rechtswirkung nicht regelt. Dies ist etwa dann der Fall, wenn es etwa allgemein keine gesetzlichen 
Unterhaltsansprüche gegenüber eingetragenen Partnern vorsieht. Anders als nach § 27d Z 3 und § 20 
Abs. 2 (vgl. dazu Verschraegen in Rummel³, Rz 9 § 20 IPRG; RS0077297), kommt die Ersatzanknüpfung 
nur dann zum Tragen, wenn das primär anzuwendende Recht die im konkreten Fall einschlägige 
Rechtswirkung (z. B. Unterhalt der eingetragenen Partner) an sich, unabhängig vom konkreten 
Sachverhalt, nicht kennt; nicht aber, wenn nach diesem Recht die im konkreten Fall einschlägige 



 

 

Wirkung der Partnerschaft zwar grundsätzlich besteht, im Einzelfall deren Geltendmachung den Partnern 
nicht oder nur unter strengeren Voraussetzungen als nach dem Ersatzrecht möglich ist. 
Zu § 27c IPRG 
Es besteht kein Grund, den Partnern für das Güterrecht nicht einen ebenso weiten Gestaltungsspielraum 
einzuräumen wie den Ehegatten; sie können daher jedes Recht als maßgebend bestimmen. Die 
Verweisung auf das Registerrecht, wenn kein Recht bestimmt wurde, erweist sich als klarer und 
vorhersehbarer als die auf das Partnerschaftswirkungsstatut. 
Da die Parteien ohnehin ein Recht bestimmen können, ist hier keine Ersatzanknüpfung wie in § 27b Z 2 
und 3 vorgesehen. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine Partnerschaft in mehreren Staaten registriert wird (s. auch 
die Erläuterungen zu § 27a), sei es, um Klarheit über ihren Bestand zu erhalten, sei es, weil ein Staat die 
Registrierung in einem anderen Staat nicht anerkennt. Um auch in diesen Fällen zu einer eindeutigen 
Verweisung zu gelangen, ist die Anwendung des Rechts des Staates vorgesehen, in dem die Partnerschaft 
erstmals registriert worden ist. Die Anknüpfung an das Recht dieses Staates setzt freilich voraus, dass die 
Partnerschaft in diesem Staat auch wirksam begründet wurde. Die spätere Auflösung der (in Österreich 
nach wie vor wirksamen) Partnerschaft für den Rechtsbereich dieses Staates ändert hingegen nichts an der 
Maßgeblichkeit dieses Rechts. Das entspricht dem Grundsatz der Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts 
am besten. 
Zu § 27d IPRG 
Für die Auflösung der Partnerschaft aus anderen Gründen als wegen Mängeln bei der Eingehung der 
Partnerschaft, also für die Auflösung im Sinn des § 15 EPG, übernimmt § 27d die Regelung des § 20 
IPRG (Ehescheidung). 
Z 3 orientiert sich an § 20 Abs. 2 IPRG, führt jedoch aus den bereits genannten Gründen in Anlehnung an 
§ 27b nicht zur Anwendung des Personalstatuts des Klägers, sondern des österreichischen Sachrechts. 
Eine der zweiten Variante des § 20 Abs. 2 IPRG (kein Anknüpfungspunkt nach § 18 IPRG) 
entsprechende Regelung ist hier nicht notwendig, weil § 27d Z 3 auf österreichisches, somit stets auf ein 
bestimmtes, Recht verweist. 
Zu Art. 6 
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten, den Rechtsübergang und die Vollziehung. 



 

 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung

  
  

Vorblatt 
Problem 
Das österreichische Recht gewährt gleichgeschlechtlichen Paaren keinen rechtlichen Rahmen für ihr 
Zusammenleben. 
Ziel 
Schaffung einer „eingetragenen Partnerschaft“, die nach Eingehung vor einem staatlichen Organ einen 
rechtlichen Rahmen für das Zusammenleben gleichgeschlechtlicher Paare bietet, ähnlich wie er für Frau 
und Mann durch die Ehe gegeben ist. 
Inhalt 
- Regelung der Begründung einer eingetragenen Partnerschaft 
- Regelung der Rechte und Pflichten von Personen, die in aufrechter eingetragener Partnerschaft leben 
- Regelung der Rechtsfolgen der Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
Alternativen 
Beibehaltung des bisherigen Zustandes; Vorenthaltung eines rechtlichen Rahmens 
Auswirkungen des Regelungsvorhabens 
- Finanzielle Auswirkungen 
Keine. 
- Wirtschaftspolitische Auswirkungen 
--Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich 
Keine. 
--Auswirkungen auf die Verwaltungslasten für Unternehmen 
Keine. 
--Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit 
Keine. 
-Geschlechterspezifische Auswirkungen 
Keine. 
-Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens 
Keine. 
-Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
Die Bestimmungen stehen im Einklang mit den Vorschriften der Europäischen Union. 
-Kompetenzgrundlage 
Die Zuständigkeit des Bundes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (Zivilrechtswesen). 



 

 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
1. Vorbemerkung: 
Das österreichische Recht bietet homosexuellen Paaren keinen rechtlichen Rahmen für ihr 
Zusammenleben.  Auch eine solche Partnerschaft genießt den grundrechtlichen Schutz des Privat- und 
Familienlebens nach Art. 8 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EGMR 24.7.2003, 
40016/98, Karner gegen Österreich, ÖJZ 2004/2 [MRK]). Zahlreiche – vor allem europäische – Staaten 
haben in ihren Rechtsordnungen einen rechtlichen Rahmen für das Zusammenleben 
gleichgeschlechtlicher Paare geschaffen, der mehr oder minder an die Rechtsposition verheirateter 
Personen heranreicht. In einigen Staaten haben gleichgeschlechtlich orientierte Menschen sogar die 
Möglichkeit zu heiraten. 
Das Bundesministerium für Justiz versendete im Sommer 2008 den Ministerialentwurf eines 
Lebenspartnerschaftsgesetzes zur Begutachtung, der einen justizrechtlichen Rahmen der wechselseitigen 
Rechte und Pflichten der in einem Vertrag auf Dauer verbundenen gleichgeschlechtlichen Personen 
abstecken sollte. Damit konnte in dieser sensiblen gesellschaftspolitischen Frage eine breite öffentliche 
Diskussion beginnen. Diese Diskussion wurde auf der Grundlage der dazu eingelangten Stellungnahmen 
fortgeführt. Der vorliegende Entwurf spiegelt diesen – auch politischen – Diskurs wider. 
2. Kurzübersicht über die Lage in anderen Staaten: 
Immer mehr Staaten stellen gleichgeschlechtlich orientierten Menschen ein weitgehend der Ehe 
angenähertes Rechtsinstitut zur Verfügung, so zum Beispiel Dänemark, Deutschland, England, 
Norwegen, Schweiz oder Tschechien. Zumeist wird dieses Institut als „eingetragene“ oder 
„gleichgeschlechtliche“ Partnerschaft bezeichnet. Einige Staaten haben sogar die Ehe für homosexuelle 
Paare geöffnet, wie etwa Belgien, Niederlande oder Spanien. 
3. Schwerpunkte des Vorhabens: 
Unter Berücksichtigung der Rechtslage in anderen, überwiegend europäischen, Staaten und dem 
bisherigen Stand der Diskussion in Österreich schlägt der Gesetzentwurf folgende Regelungen vor: 
3.1. Schaffung eines neuen Rechtsinstituts „eingetragene Partnerschaft“: 
Die eingetragene Partnerschaft soll den Menschen, die eine solche Partnerschaft eingehen, eine adäquate 
Rechtsstellung verschaffen. Entsprechende Regelungen werden für den Fall der Auflösung der 
Partnerschaft vorgesehen. Der Entwurf enthält aber keine Bestimmungen, die sich auf Kinder beziehen 
oder die das Kindschaftsrecht ändern. Demnach sollen auch die Adoption eines Kindes durch die beiden 
eingetragenen Partner ebenso wie die Adoption des Kindes einer Partnerin oder eines Partners durch den 
anderen Teil ausgeschlossen bleiben. Nach ihren Wirkungen ist die eingetragene Partnerschaft keine „Ehe 
light“ und auch keine „Schmalspurehe“. Zwecks Abgrenzung der Ehe von der eingetragenen 
Partnerschaft soll nicht der Weg von Verweisungen zum geltenden Eherecht gewählt werden, sondern die 
entsprechenden zivilrechtlichen Regelungen über die wechselseitigen Rechte und Pflichten in einem 
eigenen Sondergesetz zusammengefasst werden. Dabei soll unter grundsätzlicher Aufrechterhaltung der 
geltenden Regelungen auch eine neue Terminologie sowohl für die betroffenen Personen als auch für 
einige Rechtsinstitute geschaffen werden. Das neue Rechtsinstitut soll „eingetragene Partnerschaft“ 
heißen. Im Ministerialentwurf wurde der in Deutschland verwendete Begriff „Lebenspartnerschaft“ zur 
Diskussion gestellt. Vor allem die Interessenvertreter haben aber eine Angleichung an die in anderen 
Staaten am meisten übliche Bezeichnung gefordert, sodass das Rechtsinstitut „eingetragene 
Partnerschaft“ heißen soll. Die Personen, die eine eingetragene Partnerschaft begründen, sollen 
„eingetragene Partner“ genannt werden. 
3.1.1. Begründung: 
Die eingetragene Partnerschaft soll vor einer Personenstandsbehörde begründet werden. Sie soll nicht 
durch den Vorgang der Registrierung entstehen und begründet werden, sondern durch die vor einem 
staatlichen Organ abgegebene Willenserklärung beider Teile, die die eingetragene Partnerschaft eingehen 
wollen. Die Details einer solchen Regelung sind im Personenstandsrecht zu bestimmen. Als 
Voraussetzungen für die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft sieht der Entwurf die 
Gleichgeschlechtlichkeit sowie die Volljährigkeit und die Geschäftsfähigkeit der die eingetragene 
Partnerschaft eingehenden Personen vor. Bei beschränkt geschäftsfähigen Personen – etwa weil sie unter 
Sachwalterschaft stehen – bedarf es der Einwilligung der Person, die mit der gesetzlichen Vertretung 
betraut ist. Wird diese Einwilligung ungerechtfertigt verweigert, so kann sie gerichtlich ersetzt werden. 



 

 

Diese Regelungen entsprechen im Wesentlichen dem Eherecht. Der Entwurf schlägt aber bei den 
altersmäßigen Voraussetzungen der Proponenten für eine eingetragene Partnerschaft eine Abweichung 
vom Eherecht vor: Nach geltendem Recht können minderjährige Personen mit gerichtlicher 
Ehemündigerklärung und Einwilligung der Personen, denen die gesetzliche Vertretung und die Pflege und 
Erziehung zustehen, heiraten. Von dieser Möglichkeit wird in der Praxis – soweit überblickbar – nur dann 
Gebrauch gemacht, wenn es darum geht, eine Ehe zu schließen, bevor das gemeinsame Kind auf die Welt 
kommt. Aufgrund der anders gelagerten Sachlage sieht der Entwurf daher vor, dass nur volljährige 
Personen eine eingetragene Partnerschaft eingehen können. 
Auch die das Eheverlöbnis betreffenden Regelungen des zweiten Hauptstücks des ABGB sollen nicht 
ausdrücklich übernommen werden. Freilich steht es künftigen eingetragenen Partnern frei, ihre 
rechtlichen Beziehungen vor Eingehung der eingetragenen Partnerschaft durch einen – auch konkludenten 
– Vertrag frei zu regeln. 
Eine wichtige Voraussetzung für die Eingehung einer eingetragenen Partnerschaft sei besonders 
hervorgehoben: Personen, die verheiratet sind oder in einer aufrechten eingetragenen Partnerschaft leben, 
können weder eine weitere Ehe schließen noch eine weitere eingetragene Partnerschaft eingehen. Dies 
stellen die vorgeschlagenen §§ 8 und 9 EheG sowie § 5 Z 2 EPG sicher. Wird dennoch eine Ehe oder 
eingetragene Partnerschaft ungeachtet einer bestehenden Ehe oder eingetragenen Partnerschaft 
geschlossen bzw. eingegangen, so sehen § 19 Abs. 4 EPG und der angepasste § 24 EheG die 
Nichtigkeitsfolge vor. 
3.1.2. Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft: 
Die Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft sollen im Wesentlichen den Rechten und Pflichten 
verheirateter Personen entsprechen. Für den gemeinsamen Namen werden vom Ehewirkungsrecht 
abweichende Bestimmungen vorgeschlagen: Die Begründung der Partnerschaft soll noch keine 
namensrechtlichen Wirkungen entfalten. Allerdings sollen die in eingetragener Partnerschaft lebenden 
Personen einen gemeinsamen Nachnamen im Weg des Namensänderungsgesetzes erhalten können, auch 
wird ihnen – so wie verheirateten Personen – die Möglichkeit eingeräumt, ihren bisherigen Namen voran- 
oder nachzustellen. 
3.1.3. Beendigung und Nichtigerklärung: 
Ausgehend von den Regelungen über die Nichtigerklärung, die Aufhebung und die Scheidung sowie die 
rechtlichen Folgen dieser Rechtsinstitute werden die Tatbestände der Scheidung und Aufhebung zu einer 
„Auflösung“ zusammengefasst, weil diese zum Unterschied zur Nichtigerklärung die Wirkung der 
Auflösung ex nunc haben. Im Unterschied zum Eherecht soll aber die Todeserklärung die eingetragene 
Partnerschaft beenden und die unrichtige Todeserklärung keinen Grund zur Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft bilden. Im Hinblick auf die seltene Anwendung und auf die aus heutiger grundrechtlicher 
Sicht möglicherweise problematischen Folgen einer Auflösung aus diesem Grund sollen die 
entsprechenden Regelungen des Ehegesetzes nicht übernommen werden. Terminologisch werden 
Scheidung und Aufhebung in eine gerichtliche „Auflösungsentscheidung“ zusammengefasst. Das 
vorgeschlagene Auflösungsrecht geht ebenso wie das geltende Eherecht vom Verschuldensprinzip aus. 
Der Entwurf sieht aber auch einen verschuldensabhängigen Unterhalt nach Beendigung der eingetragenen 
Partnerschaft vor. Die rechtshistorisch bedingten speziellen Voraussetzungen und Folgen einer Scheidung 
gegen den Willen eines schuldlosen Teiles sollen allerdings nicht übernommen werden. Die Aufteilung 
des Gebrauchsvermögens und der Ersparnisse soll dagegen wieder nach dem Vorbild der eherechtlichen 
Bestimmungen geregelt werden. 
3.2. Anpassung anderer Rechtsvorschriften: 
Die eingetragene Partnerschaft soll sich nicht bloß auf die Rechte und Pflichten zwischen beiden Teilen, 
sondern auch im Verhältnis zu Dritten auswirken. Darüber hinaus sind Regelungen, die auf verheiratete 
Personen Rücksicht nehmen, dahin anzupassen, dass sie auch auf Personen in eingetragener Partnerschaft 
anwendbar sind. 
Die Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens haben gezeigt, dass eine ausdrückliche Anpassung aller 
justizrelevanten Gesetze nicht notwendig ist. Durch Generalverweise soll die Übersichtlichkeit dieses 
Bundesgesetzes und die Lesbarkeit der Bundesgesetze, auf die verwiesen wird, gewährleistet werden. Im 
ABGB ist jedoch eine Differenzierung notwendig; hier sind Generalverweise nur im Erbrecht und im 
Güterrecht vorgesehen. Auch das Ehegesetz, das Fortpflanzungsmedizingesetz und das IPR-Gesetz 
werden gesondert geregelt. 
4. Kompetenzgrundlage: 
Dieses Bundesgesetz beruht auf Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (Zivilrechtswesen). 



 

 

5. Kosten: 
Durch die Ermöglichung des Rechtsinstituts der eingetragenen Partnerschaft an sich kann es zu einer 
vermehrten Inanspruchnahme der Personenstandsbehörden und der Gerichte kommen, beides in einem 
zwar nicht genau abschätzbaren, aber doch nennenswerten Umfang. 



 

 

Besonderer Teil 
Zu Art. 1 (Eingetragene Partnerschaft-Gesetz – EPG) 
Zu § 1 EPG 
Hier legt das EPG fest, was und wer vom Geltungsbereich des Gesetzes umfasst sind. Geregelt werden 
die Begründung, die Wirkungen und die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare. Das Institut der eingetragenen Partnerschaft soll nur gleichgeschlechtlichen 
Paaren offen stehen, nicht aber verschiedengeschlechtlichen. Ihnen steht die Ehe offen. 
Zu § 2 EPG 
Nach Abs. 1 können eine eingetragene Partnerschaft nur zwei Personen gleichen Geschlechts begründen. 
Zugleich regelt diese Bestimmung, dass es sich bei der eingetragenen Partnerschaft um eine 
Lebensgemeinschaft auf Dauer mit gegenseitigen Rechten und Pflichten handelt. Das Element der 
Dauerhaftigkeit manifestiert sich auch in den Auflösungsbestimmungen, die den 
Auflösungsbestimmungen der ebenfalls auf Dauer angelegten Ehe nachgebildet sind. 
Zu § 3 EPG 
Aus dem Versprechen, eine eingetragene Partnerschaft begründen zu wollen, soll nicht geklagt werden 
können. Auch die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft muss vom freien Willen beider 
potenziellen Partner getragen werden. Auch andere Ansprüche sind aus einem solchen Versprechen nicht 
ableitbar. 
Das im Ministerialentwurf noch enthaltene allgemeine zivilrechtliche Diskriminierungsverbot soll nicht 
übernommen werden. Die Formulierung eines solchen ist im Hinblick auf die bestehenden 
verfassungsgesetzlichen Regelungen nicht notwendig. Eingetragene Partnerschaften sind vom 
Schutzbereich des Art. 8 EMRK, der das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens festschreibt, 
in Verbindung mit dem Diskriminierungsverbot des Art. 14 EMRK und der damit in Zusammenhang 
stehenden Rechtsprechung des EGMR umfasst. Darüber hinaus bietet auch das Gleichbehandlungsrecht 
einen ausreichenden Schutz vor Diskriminierungen. Einer speziellen zivilrechtlichen Regelung bedarf es 
auch vor diesem Hintergrund nicht. 
Zu § 4 EPG 
Abs. 1 legt die persönlichen Voraussetzungen für die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft fest, 
nämlich die Volljährigkeit und Geschäftsfähigkeit des potenziellen eingetragenen Partners. Personen, die 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, können nach dem Entwurf nicht für mündig erklärt werden, eine 
eingetragene Partnerschaft einzugehen. Zur Begründung sei dazu auf die allgemeinen Erläuterungen (Pkt. 
3.1.1.) verwiesen. 
Nach Abs. 2 können zwar auch beschränkt geschäftsfähige Personen eine eingetragene Partnerschaft 
begründen, sie benötigen zur Begründung der Partnerschaft aber die Einwilligung der mit der 
gesetzlichen Vertretung betrauten Person. Einer Bestimmung, die dem Erfordernis der Einwilligung des 
Pflege- und Erziehungsberechtigten entspricht (§ 3 Abs. 2 EheG), bedarf es nicht, weil nur volljährige 
Personen eine eingetragene Partnerschaft begründen können. 
Eine beschränkt geschäftsfähige Person kann nach Abs. 3 das Gericht anrufen, wenn die mit der 
gesetzlichen Vertretung betraute Person die Einwilligung zur Begründung der Partnerschaft verweigert. 
Zu § 5 EPG 
§ 5 zählt jene Nichtigkeitsgründe auf, bei denen eine eingetragene Partnerschaft nicht begründet werden 
darf. Es sind dies die Partnerschaft zwischen verschiedengeschlechtlichen Personen, die Partnerschaft 
zwischen Personen, bei denen eine Person bereits verheiratet ist oder in eingetragener Partnerschaft lebt 
oder zwischen Personen in einem bestimmten Verwandtschaftsverhältnis. Zu den Sanktionen sei auf § 19 
EPG und die Erläuterungen dazu verwiesen. Auch die Begründung einer Partnerschaft zwischen 
Annehmendem und Wahlkind soll nunmehr – und somit weitergehender als noch im Ministerialentwurf – 
mit Nichtigkeit bedroht sein. 
Das Begutachtungsverfahren zeigte auf, dass § 13 der 1. Durchführungsverordnung zum Ehegesetz eine 
Entsprechung im EPG finden muss, was nun zu einer Ergänzung des § 5 um den Abs. 2 führt. 
Zu § 6 EPG 
Abs. 1 regelt die zivilrechtlichen Formerfordernisse der Begründung der eingetragenen Partnerschaft. Sie 
kann nur vor der sachlich zuständigen Personenstandsbehörde begründet werden. Die zuständige 



 

 

Personenstandsbehörde wird durch das Personenstandsgesetz festgelegt. Auch die Frage, in welches 
Personenstandsregister die Eintragung erfolgt, regelt das Personenstandsrecht. 
Die Form der Begründung soll den Partnern verdeutlichen, dass sie mit der eingetragenen Partnerschaft 
eine nicht ohne weiteres wieder lösbare Gemeinschaft mit Rechten und Pflichten begründen. Die 
vorgeschlagene Bestimmung stellt auch sicher, dass die zur „Nichtehe“ und zur formungültigen Ehe 
entwickelte Lehre und Rechtsprechung auch für das Institut der eingetragenen Partnerschaft genutzt 
werden können. 
Abs. 2 enthält ebenfalls zivilrechtliche Formerfordernisse für die Begründung einer eingetragenen 
Partnerschaft. Beide Partner müssen vor der Personenstandsbehörde persönlich und gleichzeitig ihre 
Willenserklärungen abgeben. Die Personenstandsbehörde protokolliert die Erklärungen der beiden 
persönlich und gleichzeitig anwesenden Partner, eine eingetragene Partnerschaft begründen zu wollen, 
und lässt das Protokoll von beiden unterschreiben. 
Abs. 3 stellt klar, dass die eingetragene Partnerschaft nicht unter einer Bedingung oder Zeitbestimmung 
begründet werden kann. 
Einer dem Eherecht entsprechenden Regelung zum „Scheinstandesbeamten“ bedarf es nicht, weil es 
genügt, wenn eine in der Personenstandsbehörde bedienstete oder hiefür von dieser beauftragte Person an 
der Begründung mitwirkt. 
Zu § 7 EPG 
§ 7 EPG regelt den Namen der eingetragenen Partnerinnen bzw. der eingetragenen Partner. Der 
Grundsatz des geltenden Ehenamensrechtes, dass die Eheleute einen gemeinsamen Familiennamen führen 
und mangels der Bestimmung eines solchen der Familienname des Mannes zum gemeinsamen 
Familiennamen wird (vgl. § 93 Abs. 1 ABGB), ist auf eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragene 
Partner nicht anwendbar, weil eine Priorität nach dem Geschlecht ausfällt. Andere Ordnungskriterien, 
etwa nach dem Alphabet, taugen für eine namensrechtliche Regelung nicht, weil den Wünschen der 
Betroffenen Priorität zukommt. Somit sollen die eingetragenen Partnerinnen bzw. die eingetragenen 
Partner ihren Nachnamen beibehalten. Die Möglichkeit, einen gemeinsamen Nachnamen oder 
Doppelnamen zu führen, soll durch eine Änderung des Namensänderungsgesetzes eröffnet werden. 
Zu § 8 EPG 
§ 8 EPG Abs. 1 statuiert für eingetragene Partnerinnen oder eingetragene Partner den 
Gleichheitsgrundsatz. Das könnte auf den ersten Blick bei gleichgeschlechtlichen Paaren als überflüssig 
erachtet werden, zumal bei gleichgeschlechtlichen Partnerinnen oder Partnern die persönlichen Rechte 
und Pflichten im Verhältnis zueinander selbstverständlich gleich sind. Dennoch wird vorgeschlagen, 
diesen Grundsatz in das Gesetz aufzunehmen. Auch wenn die entsprechende Bestimmung für Ehegatten 
im ABGB aus der Entwicklung der Beziehung zwischen Mann und Frau verstanden werden muss, hat sie 
doch auch für gleichgeschlechtliche Paare Gültigkeit. 
Die Abs. 2 bis 4 regeln im Einzelnen die persönlichen Rechte und Pflichten der eingetragenen Partner, die 
von den Grundsätzen der Partnerschaft und der gleichen Beteiligung an den Lasten der Gemeinschaft 
geprägt sind. Die in § 8 EPG genannten Pflichten führten im Vorfeld zu Diskussionen. Kritisiert wurde, 
dass die genannten Pflichten nicht mehr zeitgemäß seien und man Paare nicht zum gemeinsamen Wohnen 
verpflichten könne. Der vorliegende Entwurf folgt dieser Kritik nicht, zumal die eingetragene 
Partnerschaft schon ihrem Ansatz nach eine auf Dauer angelegte institutionalisierte Lebensgemeinschaft 
der Partner darstellt, deren Wirkungen über die einer Verbindung von Lebensgefährten hinausgeht. Auch 
sind manche dieser gesetzlichen Pflichten bis zu einem gewissen Grad ohnehin nicht zwingend. 
Abs. 2 bestimmt, dass die eingetragenen Partnerinnen oder eingetragenen Partner einander zur 
umfassenden partnerschaftlichen Lebensgemeinschaft verpflichtet sind und zählt besonders wichtige 
Bereiche einer solchen auf (Wohnen, Vertrauensbeziehung, anständige Begegnung und Beistand). Die 
Aufnahme dieser Pflichten in das Gesetz, die gleichzeitig die Rechte der Partnerin oder des Partners sind, 
dient einerseits den Partnerinnen bzw. Partnern als Orientierung für das von der Rechtsordnung 
gewünschte Verhalten in der Partnerschaft. Andererseits ist es auch aus gesellschaftspolitischen 
Erwägungen angebracht, für eine rechtlich anerkannte Form von Partnerschaft die Rechte und Pflichten in 
dieser Partnerschaft zu definieren. 
Im Vergleich zum Ministerialentwurf wurde die Formulierung der Abs. 3 und vormals 4 gestrafft, weil 
die Demonstration der Gleichheit anhand der Haushaltsführung aufgrund der mangelnden Problematik 
der traditionellen Rollenverteilung unterbleiben kann. 
§ 8 Abs. 4 EPG enthält das im Begutachtungsverfahren vielfach geforderte Adoptionsverbot. Die 
Entscheidungen des EGMR E.B. gegen Frankreich vom 22. Jänner 2008, Appl. 43546/02 und Fretté 



 

 

gegen Frankreich vom 26. Februar 2002, Appl. 36515/97, sind in diesem Zusammenhang nicht 
maßgeblich, weil sie nur die erzieherische Eignung betreffen. So wie der Gesetzgeber frei ist, die 
Zustimmung zur Adoption durch einen Einzelnen an die Zustimmung des Ehegatten zu knüpfen, muss er 
auch in dieser Frage frei entscheiden können. Eine Stiefkind- oder Paaradoption wäre darüber hinaus nach 
dem österreichischen Adoptionsrecht schon deshalb ausgeschlossen, weil dieses Konstellationen, bei 
denen das Kind zwei rechtliche Väter oder zwei rechtliche Mütter hat, nicht zulässt. 
Zu § 9 EPG 
§ 9 EPG dient dem Schutz einer Partnerin oder eines Partners gegen die oder den Verfügungsberechtigten 
der Wohnung auf Erhaltung der Wohnmöglichkeit. Die Bestimmung ist dem § 97 ABGB nachgebildet, 
die hiefür maßgebliche Judikatur kann daher ohne Probleme übernommen werden. § 8 Abs. 2 EPG 
verpflichtet die eingetragenen Partner zum gemeinsamen Wohnen. Im Begutachtungsverfahren zum 
Ministerialentwurf wurde kritisiert, dass zwar die Pflicht zum Wohnen statuiert wird, aber eine § 92 
ABGB entsprechende Norm fehlt. Dieser Kritik soll Rechnung getragen werden. 
Zu § 10 EPG 
§ 10 EPG regelt nach dem Vorbild des § 96 ABGB die „Schlüsselgewalt“ unter eingetragenen 
Partnerinnen oder eingetragenen Partnern. Da auch bei gleichgeschlechtlichen Paaren die Möglichkeit 
besteht, dass eine der Partnerinnen oder einer der Partner den Haushalt führt und keine eigenen Einkünfte 
hat, ist eine entsprechende Regelung – auch zum Schutz des Verkehrs – notwendig. 
Zu § 11 EPG 
§ 11 EPG regelt nach dem Vorbild der §§ 90 Abs. 2 und 98 bis 100 ABGB die Mitwirkung im Erwerb, 
einen Unterfall der Beistandspflicht unter eingetragenen Partnerinnen oder eingetragenen Partnern. Die 
Mitwirkungspflicht wird eingeschränkt durch deren Zumutbarkeit, die Lebensverhältnisse der 
Partnerinnen oder Partner und eine allenfalls anderslautende Vereinbarung. Die Abs. 2 bis 4 regeln den 
finanziellen Ausgleich für die Mitwirkung im Erwerb der oder des anderen. 
Zu § 12 EPG 
Auch die dem § 94 ABGB entsprechende Unterhaltsregelung des § 12 EPG ist ein Teil der 
Beistandspflicht. Die eingetragenen Partnerinnen oder eingetragenen Partner haben zur Deckung der 
ihren Lebensverhältnissen angemessenen Bedürfnisse gemeinsam beizutragen. Die Abs. 2 und 3 regeln 
diese Verpflichtung näher. Dabei ist jeweils zu berücksichtigen, dass die Partner ihren Beitrag „nach 
ihren Kräften“ zu leisten haben. Entscheidend ist dabei jeweils die konkrete Lebenssituation. Festgelegt 
wird auch, dass, wer den gemeinsamen Haushalt führt, bereits dadurch seinen Beitrag zur Deckung der 
Bedürfnisse leistet. Bis zur Grenze der Unbilligkeit steht der oder dem Unterhaltsberechtigten nach 
Abs. 3 die Unterhaltsleistung auf Verlangen in der Form eines Geldunterhalts im Gegensatz zu 
Naturalunterhalt zu. 
Schließlich bestimmt § 12 EPG auch, dass auf den Unterhaltsanspruch im Vorhinein nicht verzichtet 
werden kann. Zulässig und wirksam sind daher Verzichte auf Unterhaltsleistungen für die Vergangenheit 
oder auf künftige einzelne Unterhaltsbeiträge. Hier kann auf die Rechtsprechung zum Eherecht verwiesen 
werden. 
Zu § 13 EPG 
Nach dem vorgeschlagenen § 13 EPG wird eine eingetragene Partnerschaft durch den Tod, die 
Todeserklärung eines Partners oder einer Partnerin oder durch eine Auflösungsentscheidung des 
Gerichtes aufgelöst. Von einer Übernahme der Bestimmungen des Ehegesetzes zur Wiederverheiratung 
im Falle der unrichtigen Todeserklärung (§§ 43, 44 Abs. 2 EheG) sieht der Entwurf ab, da diese in 
bestimmten – sicher seltenen – Fallkonstellationen zu einem Wiederverehelichungsverbot führen können, 
das in Zukunft aus grundrechtlicher Sicht zu überdenken sein wird. Eine Todeserklärung soll die 
Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft bewirken, die Partnerschaft soll auch dann aufgelöst bleiben, 
wenn die Todeserklärung zu einem späteren Zeitpunkt aufgehoben wird. 
Zu § 14 EPG 
Mit dem vorgeschlagenen § 14 EPG sollen die Regelungen über die Aufhebung wegen Mängeln bei der 
Begründung zusammengefasst werden. 
Abs. 1 führt die einzelnen Aufhebungsgründe an. Abs. 2 regelt die Fälle, in denen eine Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft trotz Vorliegens der in Abs. 1 aufgezählten Willensmängel ausgeschlossen 
ist. Das ist dies dann der Fall, wenn die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner nach 
Wegfall des Irrtums oder der Zwangslage, nach Entdeckung der Täuschung oder nach Erlangung der 



 

 

vollen Geschäftsfähigkeit zu erkennen gegeben hat, dass sie bzw. er die eingetragene Partnerschaft 
dennoch fortsetzen will. 
Im Fall des Abs. 1 Z 1 kann nach Abs. 3 die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft nur die mit der 
gesetzlichen Vertretung betraute Person des beschränkt geschäftsfähigen Teiles begehren. 
Abs. 4 befristet die Erhebung der Auflösungsklage mit einem Jahr. Auch bei der Auflösung von 
eingetragenen Partnerschaften beginnt die Frist erst zu laufen, wenn dem gesetzlichen Vertreter die 
Begründung oder Bestätigung der eingetragenen Partnerschaft bekannt wird oder der beschränkt 
geschäftsfähige Teil die volle Geschäftsfähigkeit erlangt hat (Abs. 1 Z 1), der Irrtum oder die Täuschung 
durch den betroffenen Teil entdeckt wird (Abs. 1 Z 2 bis 5) oder die Zwangslage aufgehört hat (Abs. 1 
Z 6). 
Die Fortlaufhemmung nach Abs. 5 Satz 1 entspricht jener des § 40 Abs. 3 EheG. Abs. 5 Satz 2 normiert 
für den geschäftsunfähigen, unvertretenen Teil eine Ablaufhemmung von sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt, von dem an er die Auflösungsklage selbständig erheben kann oder in dem der Mangel der 
gesetzlichen Vertretung aufhört. Bei Versäumung der Frist durch den gesetzlichen Vertreter des 
geschäftsunfähigen Teiles kann dieser selbst binnen sechs Monaten seit Wegfall seiner 
Geschäftsunfähigkeit die Auflösungsklage erheben. 
Zu § 15 EPG 
Der vorgeschlagene § 15 EPG übernimmt die in den §§ 49 ff. EheG geregelten Scheidungsgründe, wobei 
diese ebenfalls als Auflösungsgründe bezeichnet werden, aber zentral in einer Norm geregelt sind. 
Abs. 1 regelt die Auflösung aus Verschulden eines Teiles. Voraussetzung für die Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft ist, dass aufgrund des Fehlverhaltens des einen Teiles die eingetragene 
Partnerschaft so tief zerrüttet ist, dass die Wiederherstellung einer ihrem Wesen entsprechenden 
Lebensgemeinschaft nicht erwartet werden kann. Die Zufügung körperlicher Gewalt oder schweren 
seelischen Leids sollen hier als demonstrative Beispiele für schuldhafte Verfehlungen hervorgehoben 
werden. 
Auch in eingetragenen Partnerschaften soll diejenige oder derjenige, die bzw. der selbst eine derartige 
Verfehlung begangen hat, die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft nicht begehren können, wenn 
nach der Art der Verfehlung, insbesondere wegen des Zusammenhangs der Verfehlung des anderen Teils 
mit dem eigenen Verschulden das Auflösungsbegehren bei richtiger Würdigung des Wesens der 
eingetragenen Partnerschaft sittlich nicht gerechtfertigt ist. 
Abs. 2 zählt weitere Auflösungsgründe auf. Z 1 nennt als Auflösungsgrund ein auf geistiger Störung 
beruhendes Verhalten, aufgrund dessen die Wiederherstellung einer ihrem Wesen entsprechenden 
eingetragenen Partnerschaft nicht erwartet werden kann. Z 2 regelt die Auflösung wegen einer 
Geisteskrankheit solchen Grades, die zur Aufhebung der geistigen Gemeinschaft der eingetragenen 
Partner geführt hat und deren Wiederherstellung nicht erwartet werden kann. Z 3 nennt eine schwere 
ansteckende oder ekelerregende Krankheit, deren Heilung in absehbarer Zeit nicht erwartet werden kann. 
Nach Abs. 3 soll jeder Teil wegen tiefgreifender unheilbarer Zerrüttung der Lebensgemeinschaft deren 
Auflösung begehren können, wenn die häusliche Gemeinschaft seit drei Jahren aufgehoben ist. Um 
sowohl den Forderungen jener Interessenvertretungen, die ein liberales Auflösungsrecht befürworten, als 
auch jenen Stimmen, die dem Element der Dauer mehr Gewicht beimessen wollen, entgegenzukommen, 
wird vorgeschlagen, dass einem solchen Begehren anders als im Eherecht bereits nach dreijähriger 
Auflösung der häuslichen Gemeinschaft jedenfalls stattzugeben ist. § 55 Abs. 3 EheG soll also nicht 
übernommen werden. 
Abs. 4 sieht im Sinne des Gleichheitsgrundsatzes ein Korrektiv vor. 
Abs. 5 behandelt die einvernehmliche Auflösung der eingetragenen Partnerschaft. Bei Aufhebung der 
Lebensgemeinschaft seit mindestens einem halben Jahr und dem Zugeständnis der unheilbaren Zerrüttung 
des partnerschaftlichen Verhältnisses können beide eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragene Partner 
gemeinsam einen Auflösungsantrag stellen. Voraussetzung für die Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft ist eine schriftliche Einigung über die unterhaltsrechtlichen Beziehungen und die 
gesetzlichen vermögensrechtlichen Ansprüche im Verhältnis zueinander für den Fall der Auflösung oder 
der Abschluss einer solchen Einigung vor Gericht. 
Zu § 16 EPG 
Diese Bestimmung regelt die Gründe für den Ausschluss der Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
wegen Verschuldens. 



 

 

Nach dem Abs. 1 ist die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft wegen Verschuldens ausgeschlossen, 
wenn das Verhalten des verletzten Teils ergibt, dass er die Verfehlung des anderen Teils verziehen oder 
sie nicht als die eingetragene Partnerschaft zerstörend empfunden hat. 
Nach Abs. 2 ist auch das Recht auf Auflösung der eingetragenen Partnerschaft wegen Verschuldens 
befristet. Die Frist beträgt sechs Monate, sie beginnt prinzipiell ab Kenntnis des Auflösungsgrundes zu 
laufen. Während der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft gilt dies allerdings nicht. Fordert der 
schuldige Teil den anderen auf, die Gemeinschaft wieder herzustellen oder die Auflösungsklage zu 
erheben, so beginnt der Fristenlauf mit Empfang dieser Aufforderung. Unabhängig von der Kenntnis des 
Auflösungsgrundes wird auch hier eine absolute Frist von zehn Jahren ab Eintritt des Auflösungsgrundes 
vorgeschlagen. 
Nach Abs. 3 können auch nach Abs. 2 verfristete Auflösungsgründe in einem anhängigen 
Auflösungsverfahren geltend gemacht werden, wenn die Frist bei der Klageerhebung noch nicht 
verstrichen war. Zudem können sie zur Unterstützung einer auf andere Verfehlungen gegründeten 
Auflösungsklage geltend gemacht werden. 
Zu § 17 EPG 
Diese Bestimmung regelt den Ausspruch des Verschuldens bei Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft. 
Abs. 1 sieht einen Verschuldensausspruch im Urteil vor, wenn die eingetragene Partnerschaft wegen 
Verschuldens der beklagten Partei aufgelöst wird. 
Abs. 2 behandelt den Verschuldensausspruch im Urteil bei Erhebung einer Widerklage durch die beklagte 
Partei. Je nach Verschuldensgrad ist entweder das Überwiegen des Verschuldens eines Teiles oder das 
gleichteilige Verschulden beider Teile im Urteil auszusprechen. 
Nach Abs. 3 soll auch im Bereich der eingetragenen Partnerschaft für die beklagte Partei die Möglichkeit 
bestehen, einen Mitverschuldensantrag zu stellen, anstatt eine Widerklage erheben zu müssen. 
Zu § 18 EPG 
Der vorgeschlagene § 18 EPG regelt den Schuldausspruch bei Auflösung aus anderen Gründen (§ 15 
Abs. 2 und 3 des Entwurfs). 
Nach Abs. 1 ist bei Auflösung der eingetragenen Partnerschaft auf Klage und Widerklage im Urteil 
auszusprechen, wenn nur einen Teil an der Auflösung ein Verschulden trifft. 
In den Fällen des § 15 Abs. 2 EPG, das heißt bei Auflösung wegen einer geistigen Störung, wegen einer 
Geisteskrankheit oder wegen einer schweren ansteckenden oder ekelerregenden Krankheit, ist über 
Antrag der beklagten Partei das Verschulden der klagenden Partei auszusprechen, wenn die beklagte 
Partei bei Erhebung der Auflösungsklage oder später auf Auflösung wegen Verschuldens der klagenden 
Partei hätte klagen können. 
Nach Abs. 3 kann auch bei Auflösung wegen Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft seit drei Jahren 
und tiefgreifender unheilbarer Zerrüttung (§ 15 Abs. 3 EPG) auf Antrag der beklagten Partei das alleinige 
oder überwiegende Verschulden der klagenden Partei im Urteil ausgesprochen werden. 
Nach Abs. 4 ist in den Fällen des § 14 Abs. 1 Z 1 bis 4 derjenige Teil, der den Auflösungsgrund bei 
Begründung der eingetragenen Partnerschaft kannte, als schuldig zu erklären, in den Fällen des § 14 
Abs. 1 Z 5 und 6 derjenige, von dem oder mit dessen Wissen die Täuschung oder Drohung verübt wurde. 
Abs. 5 entspricht im Wesentlichen dem § 18 der 1. Durchführungsverordnung zum Ehegesetz über das 
Zusammentreffen von Aufhebungsklage und Scheidungsbegehren. 
Zu § 19 EPG 
§ 19 EPG legt fest, wann eine eingetragene Partnerschaft nichtig ist und wer die Nichtigkeit in welcher 
Form geltend machen kann. Die Bestimmung hat die Regelungen zur Nichtigkeit einer Ehe im EheG zum 
Vorbild und fasst die dort getroffenen Regelungen umgelegt auf eingetragene Partner in einem einzigen, 
in sich geschlossenen Paragrafen zusammen. Die Folgen der Nichtigkeit werden im 6. Abschnitt in § 42 
EPG geregelt. 
Auch eine eingetragene Partnerschaft soll nur aus einigen wenigen, taxativ aufgezählten Gründen nichtig 
sein. Der zweite Satz des Abs. 1 verdeutlicht, dass es sich bei der Nichtigkeit um eine „Vernichtbarkeit“ 
und nicht um eine „Nichtpartnerschaft“ handelt. Daraus erklärt sich auch der dritte Satz der Bestimmung, 
wonach Einwendungen aus der Nichtigkeit im Rechtsverkehr nur dann geltend gemacht werden können, 
wenn die eingetragene Partnerschaft zum Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeschäfts für nichtig erklärt 



 

 

war oder der Geschäftspartner von der Nichtigkeit wusste. Ein gutgläubiger Dritter wird hingegen 
geschützt. 
Eine eingetragene Partnerschaft ist dann nichtig, wenn ihre Begründung nicht in der durch § 6 Abs. 2 und 
3 EPG vorgeschriebenen Form stattgefunden hat (§ 19 Abs. 2 Z 1). Dieser Formmangel kann aber geheilt 
werden. Bei einer vor der nicht zuständigen Personenstandsbehörde geschlossenen Partnerschaft handelt 
es sich um eine „Nichtpartnerschaft“. Z 2 behandelt den Nichtigkeitsgrund der Geschäftsunfähigkeit; Z 3 
legt den Nichtigkeitsgrund der „Doppelehe“ auf das Institut der eingetragenen Partnerschaft um; Z 4 
regelt den Nichtigkeitsgrund der Verwandtschaft und definiert durch einen Verweis auf § 5 Z 3 EPG die 
eine Nichtigkeit bewirkende Verwandtschaftsnähe. 
Aufgrund vielfacher Stellungnahmen aus dem Begutachtungsverfahren soll auch die Regelung des § 23 
EheG übernommen werden. 
Abs. 3 regelt, wer die Nichtigkeit geltend machen kann. Aus Gründen der sprachlichen 
Geschlechtsneutralität wird – ohne Absicht einer inhaltlichen Änderung – von der „Staatsanwaltschaft“ 
gesprochen. 
Abs. 4 übernimmt § 82 der 1. Durchführungsverordnung zum Ehegesetz sinngemäß. 
Abs. 5 regelt das Wiederbegründen einer eingetragenen Partnerschaft nach Auflösung einer früher 
eingegangenen Ehe oder Partnerschaft durch eine ausländische Entscheidung. 
Zu den §§ 20 bis 22 EPG 
§ 20 EPG regelt den Unterhaltsanspruch eines eingetragenen Partners bzw. einer eingetragenen Partnerin 
für den Fall der verschuldeten Auflösung. Abs. 1 enthält den Grundsatz des verschuldensabhängigen 
Unterhaltsanspruchs, Abs. 2 eine Bemessungs- und Minderungsregel und Abs. 3 die Unterhaltspflicht bei 
beidseitig gleichteiligem Verschulden. 
Abs. 4 entspricht den Regelungen des § 68a EheG über den verschuldensunabhängigen 
Unterhaltsanspruch mit der Maßgabe, dass die Bezugnahme auf die Pflege und Erziehung eines 
gemeinsamen Kindes nicht übernommen werden soll. Sollte ausnahmsweise die Kinderbetreuung eine 
Rolle spielen, so werden die scheidungsrechtlichen Regelungen analog heranzuziehen sein. Nicht 
übernommen werden soll auch die in der Systematik des EheG begründete Verweisungsvorschrift des 
§ 69 Abs. 1 EheG. Ihre Regelung geht nämlich in § 20 Abs. 1 und 2 EPG auf, weil sich diese auf den 
allein oder überwiegend schuldigen Teil beziehen, somit davon ausgehen, dass das Urteil einen 
Schuldausspruch enthält. Dadurch entsteht keine Abweichung vom geltenden Eherecht. 
Auch § 69 Abs. 2 EheG soll nicht übernommen werden. Dabei handelt es sich um jene 
unterhaltsrechtliche Regelung, welche die Scheidungsreform des Jahres 1978 (Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 280/1978 und Nr. 303/1978) wesentlich gestützt hat. Bis dahin konnte nämlich ein Ehegatte, der 
schuldlos und an der Scheidung nicht interessiert war, darauf vertrauen, dass die Ehe nicht gegen seinen 
Willen geschieden werden kann. Die Scheidungsreform des Jahres 1978 hat dies aber durch die 
Neufassung des § 55 EheG wesentlich geändert. Dabei wurde zum Ausgleich von Benachteiligungen für 
den schuldlosen Teil einerseits die unterhaltsrechtliche Rechtsfolge geschaffen, dass der 
Unterhaltsanspruch so wie bei aufrechter Ehe – also ohne Kürzung wegen der Sorgepflicht für einen 
neuen Ehegatten – zu bemessen ist und jedenfalls die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
abzudecken hat. Aus pensionsrechtlicher Sicht wurden solche schuldlos geschiedene Ehegatten im 
fortgeschrittenen Alter und nach länger dauernder Ehe hinsichtlich der Pensionshöhe echten Witwen bzw. 
Witwern gleichgestellt. Der Entwurf schlägt vor, diese spezielle unterhaltsrechtliche Folge, die ihre 
Wurzel in der Geschichte des österreichischen Scheidungsrechtes hat, für eingetragene Partnerschaften 
nicht zu übernehmen. Damit ist selbstverständlich keine Diskriminierung gleichgeschlechtlicher 
eingetragener Partnerinnen bzw. eingetragener Partner beabsichtigt. Festzuhalten ist in diesem 
Zusammenhang, dass derzeit sicher noch Menschen in einer Ehe leben, die vor dem Inkrafttreten der 
Scheidungsreformgesetze 1978 geschlossen wurde, was für eingetragene Partnerschaften jedenfalls nicht 
zutrifft. 
§ 21 EPG enthält die für das nachpartnerschaftliche Unterhaltsrecht noch notwendigen Bestimmungen. 
§ 22 EPG regelt die Art der Unterhaltsgewährung. 
Zu § 23 EPG 
§ 23 EPG regelt die Begrenzung und den Wegfall des nachehelichen Unterhaltsanspruchs. 
Zu § 24 EPG 
Nach dem vorgeschlagenen § 24 EPG unterliegen der Aufteilung grundsätzlich jene Vermögenswerte, die 
während aufrechter eingetragener Partnerschaft geschaffen wurden. Nach Auflösung oder 



 

 

Nichtigerklärung der eingetragenen Partnerschaft sollen demnach das partnerschaftliche 
Gebrauchsvermögen und die partnerschaftlichen Ersparnisse aufgeteilt werden. 
Zu § 25 EPG 
In Fortentwicklung des Ministerialentwurfs findet eine Anpassung an das FamRÄG 2009 statt. Die 
Bestimmung grenzt zum einen die Begriffe des partnerschaftlichen Gebrauchsvermögens und der 
gemeinsamen Ersparnisse gegenüber der weiten Fassung des § 24 auf das während der eingetragenen 
Partnerschaft Erworbene und Ersparte ein (Abs. 1 Z 1). Zum anderen präzisiert die Bestimmung den 
Inhalt dieser Begriffe, in dem bestimmte Sachen ausdrücklich von der Aufteilung ausgenommen werden. 
Nach Abs. 2 ist eine eingebrachte, von Todes wegen erworbene oder geschenkte gemeinschaftliche 
Wohnung dann in die Aufteilung mit einzubeziehen, wenn dies vereinbart wurde oder wenn der andere 
Teil zur Sicherung seiner Lebensbedürfnisse auf die Weiterbenützung angewiesen ist. 
Zu § 26 EPG 
§ 26 EPG entspricht weitgehend dem § 83 EheG. Die im Eherecht enthaltene Bezugnahme auf das Wohl 
der Kinder (§ 83 Abs. 1 EheG) und auf die Pflege und Erziehung der gemeinsamen Kinder (§ 83 Abs. 2 
EheG) soll aber nicht übernommen werden. Sollten aber in der Partnerschaft Kinder betreut worden sein, 
so wird selbstverständlich auch auf das Wohl der Kinder Bedacht zu nehmen sein. Die Aufteilung des 
partnerschaftlichen Gebrauchsvermögens und der gemeinsamen Ersparnisse sollen nach Billigkeit 
vorgenommen werden. Damit soll der Vielfalt der Lebenswirklichkeit Rechnung getragen werden; es geht 
darum, dass die Folgen der Auflösung in wirtschaftlicher Hinsicht in einer für beide Teile möglichst 
ausgeglichenen Weise geregelt werden können. Neben diesem Aufteilungsprinzip kommen weitere 
Grundsätze, die in den §§ 27 und 33 genannt sind, zum Tragen. 
Zu § 27 EPG 
Diese Bestimmung soll verhindern, dass es wegen einer vermögensrechtlichen Bindung der eingetragenen 
Partnerinnen bzw. eingetragenen Partner aneinander auch nach der Auflösung zu Auseinandersetzungen 
kommt. So soll etwa der Fortbestand von Miteigentum der eingetragenen Partner nach Auflösung 
tunlichst vermieden werden. Ausnahmsweise kann die Aufteilung nach Billigkeit jedoch erfordern, dass 
gewisse Kontakte der getrennten eingetragenen Partnerinnen bzw. eingetragenen Partner aufrecht bleiben. 
Zu § 28 EPG 
§ 28 EPG soll klarstellen, dass das Gesetz einer einvernehmlichen Regelung der Aufteilung den Vorzug 
gegenüber der gerichtlichen Entscheidung gibt. Ein Vergleich über die Aufteilung des partnerschaftlichen 
Gebrauchsvermögens und der gemeinsamen Ersparnisse schließt daher eine Antragstellung insoweit aus, 
soweit diese Vereinbarung reicht. Auch nach einer einvernehmlichen Auflösung nach § 15 Abs. 5 EPG 
kann es zu einem Aufteilungsverfahren kommen, etwa wenn anlässlich der Auflösung im Einvernehmen 
keine Vereinbarung über die vermögensrechtlichen Ansprüche geschlossen wurde oder wenn eine solche 
Vereinbarung wegen Irrtums oder Unkenntnis eines Teils oder beider Teile unvollständig geblieben ist. 
Die eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragenen Partner können die Entscheidung des Gerichts auch 
nur für einzelne Vermögensgegenstände verlangen, insbesondere auch nur für eine Ausgleichszahlung. 
Das Gericht hat jedoch dabei die übrigen Vermögensverhältnisse der eingetragenen Partner angemessen 
zu berücksichtigen. Der Antrag auf Aufteilung kann von einem oder von beiden eingetragenen 
Partnerinnen bzw. eingetragenen Partnern gestellt werden. 
Zu § 29 EPG 
Abs. 1 bestimmt, dass das Gericht bei beweglichen körperlichen Sachen die Übertragung des Eigentums 
oder eines Anwartschaftsrechts darauf von einem auf den anderen eingetragenen Partner anordnen kann. 
Weiterreichend sind demgegenüber die Befugnisse des Gerichts bei unbeweglichen Sachen. Hier kann 
nicht nur das Eigentum übertragen werden, vielmehr können auch „sonstige Rechte“, also etwa ein 
Fruchtgenuss, aber auch Miete oder Pacht, übertragen oder begründet werden. 
Abs. 2 bestimmt, dass, soweit das Eigentum an einem Aufteilungsgegenstand einem Dritten zukommt, 
die Übertragung eines Rechts daran der Zustimmung des Dritten bedarf. Zu beachten ist, dass die 
Entscheidung des Gerichts über dingliche Rechte keine Verfügungswirkung hat, sondern bloß den Titel 
für die Übertragung oder Begründung des Eigentums oder sonstiger Rechte bildet. 
Zu § 30 EPG 
Die dem § 87 Abs. 1 EheG entsprechende Bestimmung wird in Fortentwicklung des Ministerialentwurfs 
an das FamRÄG 2009 angepasst. Es soll also gleichsam der dargestellten „Opt-in-Möglichkeit“ des § 25 
Abs. 2 EPG, der die Befugnisse des Gerichtes bei der Regelung der Rechtsverhältnisse an der 
partnerschaftlichen Wohnung im Fall der Auflösung regelt, eine „Opt-out-Regel“ gegenübergestellt 
werden. Die Übertragung des Eigentums oder eines dinglichen Rechts an einer partnerschaftlichen 



 

 

Wohnung nach § 25 Abs. 2 EPG können die eingetragenen Partner daher durch Vereinbarung 
ausschließen. 
Zu § 31 EPG 
§ 31 EPG behandelt die Gestaltungsbefugnisse bei einer Wohnung, die einen Zusammenhang mit einem 
Dienstverhältnis aufweist. 
Zu § 32 EPG 
§ 32 EPG regelt die Befugnisse des Gerichts bei der Aufteilung ehelicher Ersparnisse. 
Zu § 33 EPG 
Nach dieser Bestimmung soll die Übertragung des Eigentums an unbeweglichen Sachen oder die 
Begründung dinglicher Rechte daran nur als „ultima ratio“ angeordnet werden. 
Zu § 34 EPG 
Abs. 1 bezieht sich auf Malversationen eines eingetragenen Partners, durch die der Aufteilung 
unterliegendes Vermögen zum Nachteil des anderen Teils verringert oder verschoben wird. Nach dem 
Abs. 2 sind Investitionen aus dem partnerschaftlichen Gebrauchsvermögen oder den gemeinsamen 
Ersparnissen in einem Unternehmen, das einem oder beiden Teilen gehört oder an dem einem oder beiden 
Teilen ein Anteil zusteht, wertmäßig bei der Aufteilung mit gewissen Einschränkungen zu 
berücksichtigen. Abs. 3 will Benachteiligungen eines Teils entgegenwirken, die dadurch entstehen, dass 
eine Sache zwar während aufrechter eingetragener Partnerschaft wie partnerschaftliches 
Gebrauchsvermögen von beiden Teilen genützt wurde, dann aber – weil sie zu einem Unternehmen 
gehört und damit der Aufteilung entzogen ist – nur noch einer eingetragenen Partnerin bzw. einem 
eingetragenen Partner zur Verfügung steht. 
Zu § 35 EPG 
§ 35 EPG ermöglicht die Zuweisung der Schulden im Innenverhältnis. Nach § 24 Abs. 1 Satz 2 und § 26 
Abs. 1 EPG sind in die Aufteilung auch Schulden einzubeziehen, die mit dem Gebrauchsvermögen und 
den Ersparnissen in einem inneren Zusammenhang stehen oder mit dem gemeinsamen Lebensaufwand 
zusammenhängen. Im Einzelfall kann es sich als nötig erweisen, dass solche Schulden – im Verhältnis 
zwischen den eingetragenen Partnerinnen bzw. eingetragenen Partnern – von einem auf den anderen 
überwälzt werden. 
Zu § 36 EPG 
Anordnungen zur Durchführung der Entscheidung sind nach dem Billigkeitsgrundsatz zu treffen. So hat 
etwa das Gericht eine von den Umständen des Einzelfalls abhängende Räumungsfrist festzusetzen, die 
dem früheren eingetragenen Partner eingeräumt wird, um die gemeinschaftliche Wohnung verlassen zu 
können. Zu dem mit der Durchführung der Entscheidung verbundenen Aufwendungen nach Satz 2 
gehören etwa Transport- und Übersiedlungskosten oder die Eintragungsgebühren bei der Übertragung 
einer Liegenschaft. 
Zu § 37 EPG 
Kann die reale Aufteilung des Gebrauchsvermögens und der gemeinsamen Ersparnisse nicht zu einem 
billigen Ausgleich zwischen den eingetragene Partnerinnen bzw. eingetragene Partnern führen, so hat das 
Gericht die noch bestehende Unbilligkeit durch Auferlegung einer Geldzahlung und die Gewährung von 
Ratenzahlung oder Stundung auszugleichen. 
Zu § 38 EPG 
Nach dieser Bestimmung erlischt der Anspruch auf Aufteilung des Gebrauchsvermögens und der 
gemeinsamen Ersparnisse, wenn er nicht binnen einem Jahr nach Eintritt der formellen Rechtskraft der 
Entscheidung über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft durch Vertrag oder Vergleich 
anerkannt oder gerichtlich geltend gemacht wird. 
Zu § 39 EPG 
Der Aufteilungsanspruch ist nur unter eingeschränkten Voraussetzungen vererblich, unter Lebenden oder 
von Todes wegen übertragbar und verpfändbar. Voraussetzung dafür ist, dass er durch Vertrag oder 
Vergleich anerkannt oder gerichtlich geltend gemacht worden ist. 
Zu § 40 EPG 
Diese Bestimmung entspricht dem § 97 EheG. In Fortentwicklung des Ministerialentwurfs findet eine 
Anpassung an das FamRÄG 2009 statt. Für Vereinbarungen während aufrechter Partnerschaft, mit denen 



 

 

eine künftige Vermögensaufteilung bei einer allfälligen Auflösung der eingetragenen Partnerschaft im 
Vorhinein geregelt wird, gelten die Einschränkungen des § 40 EPG. 
Zu § 41 EPG 
Ziel dieser Bestimmung ist es, Härten zu mindern, die sich nach der Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft aus der Mithaftung eines Teils für einen Kredit des anderen Teils ergeben können. 
Manchmal nimmt nämlich der Gläubiger einer solchen Verbindlichkeit denjenigen Teil in Anspruch, der 
keinen wirtschaftlichen Vorteil aus dem Kredit gezogen hat, sei es, weil die Kreditsumme oder der damit 
angeschaffte Gegenstand schon während der eingetragenen Partnerschaft hauptsächlich dem anderen Teil 
zu Gute gekommen ist, sei es, weil dieser Gegenstand im Rahmen der Vermögensteilung dem anderen 
Teil zugefallen ist. Zwar kann das Gericht nach § 35 EPG in einem solchen Fall diesen Teil auch zur 
Zahlung der Schulden verpflichten, doch wirkt diese Regelung nur im Innenverhältnis zwischen den 
eingetragenen Partnerinnen bzw. eingetragenen Partnern. Mit der Bestimmung des § 41 EPG besteht die 
Möglichkeit, dieser Schuldenregelung im Verhältnis zwischen den eingetragenen Partnerinnen bzw. 
eingetragenen Partnern durch Richterspruch auch eine Wirkung gegenüber dem Gläubiger zu verschaffen. 
In Fortentwicklung des Ministerialentwurfs findet eine Anpassung an das FamRÄG 2009 statt (nunmehr 
Verweis auf § 40 Abs. 5 EPG). 
Zu § 42 EPG 
Abs. 1 regelt den Grundsatz, dass mit Nichtigerklärung der eingetragenen Partnerschaft alle ihre 
Wirkungen rückwirkend wegfallen. Der Schutz gutgläubiger Dritter für diese Fälle ist in § 19 Abs. 1 EPG 
geregelt. 
Von dieser Grundregel stellt Abs. 2 eine Ausnahme auf: Wusste auch nur ein Teil nichts von der 
Nichtigkeit, so finden die Vorschriften über die gerichtliche Auflösung entsprechende Anwendung. 
Wusste der andere Teil von der Nichtigkeit, so ist er wie ein schuldig Erklärter zu behandeln. Dies hat 
Bedeutung für die güter- und unterhaltsrechtlichen Folgen. 
Nach Abs. 3 kann derjenige eingetragene Partner, dem die Nichtigkeit nicht bekannt war, von der in 
Abs. 2 statuierten Ausnahme wieder abweichen, indem er erklärt, dass es bei den Folgen der Nichtigkeit 
bleiben solle. 
Zu § 43 EPG 
Die Ergebnisse des Begutachtungsverfahrens haben gezeigt, dass eine Änderung aller justizrelevanten 
Gesetze nicht notwendig ist. Durch Generalverweise soll die Übersichtlichkeit dieses Bundesgesetzes und 
die Lesbarkeit der Bundesgesetze, auf die verwiesen wird, gewährleistet werden. Im ABGB ist jedoch 
eine Differenzierung sinnvoll. Auch das Ehegesetz, das Fortpflanzungsmedizingesetz und das IPR-Gesetz 
werden gesondert angepasst. 
Zu den §§ 44 bis 47 EPG 
Diese Bestimmungen regeln das Inkrafttreten und die Vollziehung. Da es sich – nach anfänglichen 
Versuchen in diese Richtung – als unmöglich herausgestellt hat, den Gesetzestext unter Beachtung beider 
Geschlechter zu formulieren ohne die Verständlichkeit ernsthaft zu gefährden, wird eine 
„Geschlechterklausel“ vorgesehen. 
Zu Art. 2 (Änderungen des ABGB) 
Zu Z 1 (§ 41 ABGB) 
Die Regelung des zweiten Satzes des § 41 ABGB über die Schwägerschaft wird auf die eingetragene 
Partnerschaft erweitert. 
Zu Z 2 (§ 181 Abs. 1 ABGB) 
Aufgrund eines Redaktionsversehens wurde eine Änderung dieser Bestimmung im Ministerialentwurf 
nicht vorgeschlagen. Das wird nun berichtigt. 
Zu Z 3 (§ 284c ABGB) 
Wenn beide eingetragenen Partner im gemeinsamen Haushalt leben,  sollen sie auch nächste Angehörige 
im Sinn des § 284c ABGB sein. 
Zu Z 4 (§ 364c ABGB) 
Auch die Regelung über das Belastungs- und Veräußerungsverbot soll auf eingetragene Partner 
ausgedehnt werden. 



 

 

Zu Z 5 (§ 537a ABGB) 
Mit der vorliegenden Bestimmung soll ausgedrückt werden, dass die für Ehegatten (oder unter 
Umständen auch für Brautleute) geltenden erbrechtlichen Bestimmungen des ABGB auf eingetragene 
Partner sinngemäß angewendet werden. Das betrifft die §§ 583, 594, 595, 602, 700, 730, 757 bis 759, 
762, 765, 769, 781, 783, 785, 789, 796 und 803 ABGB. 
Zu Z 6 (§ 1217 ABGB) 
Durch die Ergänzung des § 1217 sollen die Bestimmungen über Ehepakte sinngemäß auf eingetragene 
Partner und auf Personen, die eine eingetragene Partnerschaft begründen wollen, anzuwenden sein. 
Zu Z 7 und 8 (§§ 1458 und 1495 ABGB) 
Ebenso wie andere Familienrechte, können auch Rechte der eingetragenen Partnerin bzw. des 
eingetragenen Partners nicht ersessen werden (§ 1458). Der Anwendungsbereich des § 1495 zum Beginn 
und Lauf der Verjährungs- und Ersitzungsfristen soll auch auf eingetragene Partnerinnen bzw. 
eingetragene Partner erstreckt werden. 
Zu Art. 3 (Änderung des Ehegesetzes) 
Die Änderungen berücksichtigen die Einführung des Instituts der eingetragenen Partnerschaft und sehen 
dem Verbot der Doppelehe entsprechende Bestimmungen in Bezug auf die eingetragene Partnerschaft 
vor. In weiterer Folge wird die Klagebefugnis für die Nichtigkeitsklage wegen einer Doppelehe auf die 
frühere eingetragene Partnerin oder den früheren eingetragenen Partner ausgedehnt. 
Zu Art. 4 (Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes) 
Im Begutachtungsverfahren wurde wiederholt eine Klarstellung gefordert, dass nach dem FMedG 
medizinisch unterstütze Fortpflanzung nur in einer Lebensgemeinschaft von Personen verschiedenen 
Geschlechts zulässig ist. 
Zu Art. 5 (Änderung des IPR-Gesetzes) 
Die Kollisionsrechte der Mitgliedstaaten der EU beschreiten bei der kollisionsrechtlichen Behandlung 
registrierter Partnerschaften keinen einheitlichen Weg; sie werden jedenfalls allgemein wie ein 
familienrechtliches und nicht wie ein schuldrechtliches Rechtsverhältnis angeknüpft (Wagner, Das neue 
Internationale Privat- und Verfahrensrecht zur eingetragenen Partnerschaft, IPRax 4/2001, 281 [284] 
mwN), die §§ 27a ff. werden daher auch im Abschnitt 3 des IPRG geregelt. 
Als Anknüpfungsmerkmal für die Verweisung bieten sich der Registerort oder wie bei der Ehe die 
Staatsangehörigkeit oder der gewöhnliche Aufenthalt der eingetragenen Partner an. Ohne weitere 
Differenzierung führt keines dieser Anknüpfungsmerkmale zu einer praktikablen und sachgerechten 
Lösung: Einige Staaten beschränken wie Österreich, aber anders als etwa die skandinavischen Staaten, die 
Begründung der Partnerschaft nicht auf Personen mit einem bestimmten Nahebezug zum Registerstaat. 
Eine eingetragene Partnerschaft kann daher in einem Staat begründet werden, zu dem die Partner weder 
durch ihre Staatsangehörigkeit noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt ein Naheverhältnis haben. 
Eine umfassende Anknüpfung an den Registerstaat sowohl für die Begründung, die Wirkungen und die 
Auflösung der eingetragenen Partnerschaft könnte somit entgegen den Grundgedanken des § 1 IPRG dazu 
führen, dass für die eingetragene Partnerschaft ein Recht maßgebend wäre, zu dem die Partner keinen 
Nahebezug haben; außerdem wäre in vielen Fällen, ohne sachliche Notwendigkeit, ausländisches Recht 
anzuwenden. Die eingetragenen Partner könnten so mit der Auswahl des Registerortes auch das 
maßgebende Recht wählen. Eine solche faktisch unbeschränkte Rechtswahlmöglichkeit gibt es im 
internationalen Familienrecht bisher nicht. 
Aber auch eine Übernahme der §§ 16 ff. IPRG scheidet aus: Während alle Rechtsordnungen die Ehe als 
Rechtsinstitut kennen, ist dies bei der eingetragenen Partnerschaft noch nicht der Fall. Selbst in den 
Staaten, die das Institut der eingetragenen Partnerschaft kennen, ist es sehr unterschiedlich ausgestaltet. 
Eine primäre Anknüpfung an das Personalstatut würde daher in vielen Fällen zur Unwirksamkeit der 
Partnerschaft, zum Entfall der Wirkungen oder zur Unauflösbarkeit der eingetragenen Partnerschaft 
führen. 
Ähnlich wie im deutschen Recht (Art. 17a EGBGB), ist die vorliegende Regelung eine Kombination 
dieser beiden Ansätze. Während sich die Begründung der eingetragenen Partnerschaft und das Güterrecht 
der eingetragenen Partnerschaft mangels Rechtswahl nach dem Recht des Registerortes richten (s. dazu 
näher die Erläuterungen zu § 27a und § 27c), ist für ihre persönlichen Rechtswirkungen und die 
Auflösung das Recht anzuwenden, zu dem im Regelfall die engste Beziehung angenommen werden kann. 
Anders als in den §§ 16 ff. ist aus den bereits genannten Gründen aber nicht das Personalstatut, sondern 



 

 

der gewöhnliche Aufenthalt der eingetragenen Partner primär entscheidend (s. dazu näher die 
Erläuterungen zu § 27b). 
Sieht das danach maßgebende Recht keine Rechtswirkungen vor (§ 27b Z 2 und 3) oder keine Auflösung 
der eingetragenen Partnerschaft (§ 27d Z 3), so soll österreichisches Recht anzuwenden sein (s. die 
Erläuterungen zu § 27b zur Anwendung österreichischen Rechts und nicht des Registerrechts). 
Das Kollisionsrecht anderer Staaten (vgl. etwa Art. 17a EGBGB) sieht ua. wegen der praktisch 
schwierigen Ermittlung des einschlägigen Kollisionsrechts (viele Staaten haben keine ausdrücklichen 
Kollisionsnormen für die eingetragene Partnerschaft) eine Sachnormverweisung vor. Zwar erleichtert eine 
solche Sachnormverweisung die Beurteilung, welches Recht anzuwenden ist, sie kann aber auch zu 
ungewollten Ergebnissen führen. So bliebe eine von den eingetragenen Partnern (nach manchen 
Rechtsordnungen zulässig) getroffene Rechtswahl (etwa für die Auflösung der eingetragenen 
Partnerschaft) unbeachtlich. Wenn das IPR des Registerstaates für die materiellen 
Begründungsvoraussetzungen auf ausländisches Recht verweist und die Partnerschaft (etwa wegen 
unterschiedlicher Altersgrenzen) nach dem Sachrecht des Registerstaats unwirksam oder fehlerhaft wäre, 
würde die (österreichische) Sachnormverweisung auf das Recht des Registerstaates zur Unwirksamkeit 
der Partnerschaft für den österreichischen Rechtsbereich führen, obwohl sie im Registerstaat wirksam 
wäre. Daher sind die §§ 27a ff. grundsätzlich Gesamtverweisungen und umfassen auch das IPR des 
verwiesenen Rechts, soweit sich aus dem Sinn der einzelnen Bestimmungen nicht Abweichendes ergibt 
(§§ 27b Z 3, 27d Z 3, § 27c in Verbindung mit § 11 Abs. 1). Damit fügen sie sich in das System des 
IPRG, das auch sonst grundsätzlich dem Prinzip der Gesamtverweisung folgt (§ 5). 
Wie bei den §§ 16 ff. (Ehe) ist auch hier das Zusammenspiel der Verweisungsnormen zu beachten. Die 
namensrechtlichen Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft sind nach § 13 anzuknüpfen, das 
Erbrecht des eingetragenen Partners nach § 28. 
Zu § 27a IPRG 
Für die Begründung der eingetragenen Partnerschaft, also ihre materiellen Voraussetzungen und damit 
verbunden die Nichtigkeit und die Aufhebung der Partnerschaft wegen Mängeln bei ihrer Begründung, 
verweist diese Bestimmung auf das Recht des Staates, in dem die Partnerschaft registriert worden ist. 
Damit unterscheidet sich die Regelung wesentlich von der entsprechenden Verweisungsnorm für die 
Eingehung einer Ehe (§ 17). Würde auch für die Begründung der eingetragenen Partnerschaft auf das 
Personalstatut der Partner verwiesen oder auf das Recht ihres gewöhnlichen Aufenthalts, so wären in 
vielen Fällen in Österreich lebende ausländische Staatsangehörige oder im Ausland lebende Österreicher 
von der Begründung einer eingetragenen Partnerschaft ausgeschlossen, wenn das Recht des 
Personalstatuts oder des gewöhnlichen Aufenthalts eine eingetragene Partnerschaft nicht kennt. Die 
Anknüpfung an das Personalstatut oder das Aufenthaltsrecht der Partner kann wegen der großen 
Unterschiede der materiellen Regelungen dazu führen, dass im Ausland begründete und registrierte 
eingetragene Partnerschaften zwar im Registerstaat, nicht aber in Österreich wirksam sind, also 
„hinkende“ Rechtsverhältnisse bleiben. Die Anknüpfung an das Recht des Registerstaates hingegen  
sichert die Wirksamkeit im Ausland gültig begründeter eingetragener Partnerschaften für den 
österreichischen Rechtsbereich. 
Für die Form der Partnerschaftsbegründung ist im Unterschied zur Form der Eheschließung (§ 16) keine 
gesonderte Verweisungsnorm vorgesehen, so dass das allgemeine Formstatut des § 8 heranzuziehen ist. 
Da danach die Form einer Rechtshandlung nach der lex causae zu beurteilen ist, die Form der 
Partnerschaftsbegründung also nach dem Recht des Registerstaates, und alternativ nach dem Recht des 
Staates, in dem die Rechtshandlung vorgenommen wird, das ebenfalls das Recht des Registerstaates ist, 
kann im Ergebnis eine eingetragene Partnerschaft in Österreich nur nach der österreichischen Form 
begründet werden, sodass sich ein Formvorbehalt wie in § 16 Abs. 1 IPRG erübrigt. 
Das EPG unterscheidet nicht wie das EheG zwischen Aufhebung und Scheidung, also der Auflösung 
wegen Mängeln bei der Begründung der Partnerschaft und der wegen später eintretender Umstände. Da 
die beiden Auflösungsarten kollisionsrechtlich unterschiedlich zu behandeln sind, schränkt § 27a den 
Begriff der Auflösung ein. Es ist eine Auflösung im Sinn des § 14 EPG gemeint. 
Es ist denkbar, dass eingetragene Partner ihre Partnerschaft nacheinander in mehreren Staaten registrieren 
lassen und nach dem Recht einiger dieser Staaten die Partnerschaft erst durch die Registrierung in diesem 
Staat begründet wird. Gleichermaßen ist es möglich, dass Ehegatten eine Ehe nacheinander in 
unterschiedlichen Staaten schließen (vgl. auch § 13 der 1. Durchführungsverordnung zum EheG). In 
beiden Fällen handelt es sich dennoch nur um eine eingetragene Partnerschaft bzw. Ehe, die als solche 
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und Anfechtbarkeit als einheitliche personenstandsrechtliche Beziehung zu 
beurteilen ist. Entscheidend sind nicht die Wirksamkeit oder die Mängel einzelner in unterschiedlichen 
Staaten nacheinander erfolgter Begründungs- und Registrierungsakte, sondern die Wirksamkeit und 



 

 

allfällige Mängel der Partnerschaft an sich. Eine Partnerschaft, die nach dem Recht des Staates der ersten 
Registrierung unwirksam oder vernichtbar ist, nach dem Recht des Staates, in dem sie später registriert 
worden ist, jedoch wirksam und mängelfrei, ist aus österreichischer Sicht wirksam und bestandfest; die 
spätere Registrierung heilt die mangelhafte frühere. Die Partnerschaft ist daher wirksam und bestandfest, 
wenn sie es nach einem der maßgebenden Rechte ist. Einer eigenen Bestimmung zum maßgebenden 
Recht (für die Wirksamkeit der eingetragenen Partnerschaft und deren Anfechtung wegen Nichtigkeit 
oder Mängeln bei der Eingehung) bei Mehrfachregistrierung einer Partnerschaft bedarf es, wie auch bei 
der Ehe, - anders aber als bei § 27c – daher nicht. 
Zu § 27b IPRG 
Wie § 18 für die persönlichen Rechtswirkungen der Ehe sieht § 27b für die persönlichen 
Rechtswirkungen der Partnerschaft eine Anknüpfungsleiter vor. Allerdings soll in erster Linie das Recht 
des gemeinsamen oder des letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts der Partner maßgebend sein, 
das gemeinsame Personalstatut erst in zweiter Linie. 
Viele Rechtsordnungen kennen das Institut der eingetragenen Partnerschaft nicht oder räumen ihm nur 
beschränkte Wirkungen ein. Bei primärer Verweisung auf das Personalstatut wäre es nicht ungewöhnlich, 
dass auf die Alternativanknüpfungen der Z 2 und 3 zurückgegriffen werden müsste. Rechtsfragen über die 
persönlichen Rechtswirkungen der Partnerschaft werden mehrheitlich im Aufenthaltsstaat der Partner 
auftreten. Die primäre Anknüpfung an das Recht des gewöhnlichen Aufenthalts – ein Recht, das 
zweifellos einen engen Sachverhaltsbezug hat – erübrigt es in vielen Fällen, das Personalstatut zu 
ermitteln, manchmal bloß um dann festzustellen, dass es nicht angewendet wird, sondern ein Ersatzrecht. 
Die persönlichen Rechtswirkungen einer in Österreich begründeten eingetragenen Partnerschaft von 
ausländischen Staatsangehörigen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland könnten nach österreichischem 
Recht beurteilt werden, ohne zuerst feststellen zu müssen, dass diese Partnerschaft nach dem 
Personalstatut keine Rechtswirkungen hat. 
Wenn die Verweisung auf das Aufenthaltsrecht ins Leere geht, etwa weil die Partner keinen gemeinsamen 
gewöhnlichen Aufenthalt haben und gehabt haben, ist das gemeinsame Personalstatut heranzuziehen. Die 
persönlichen Rechtswirkungen einer Partnerschaft zweier Österreicher mit gewöhnlichem Aufenthalt in 
einem Staat, der kein vergleichbares Institut oder keine entsprechenden Wirkungen kennt, sind nach 
österreichischem Recht zu beurteilen (Z 2), ohne dass auf Ersatzrecht ausgewichen werden muss. 
Schließlich beruft die Z 3 das österreichische Recht als Ersatzrecht, wenn die Partner weder einen 
gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt noch ein gemeinsames Personalstatut haben oder gehabt haben. 
In diesen Fällen ergibt sich der Nahebezug zu österreichischem Recht aus der Tatsache, dass eine 
Rechtsfrage aus österreichischer Sicht zu lösen ist; nur dann sind überhaupt die Regeln des IPRG 
anzuwenden. Für eine ersatzweise Anknüpfung an das Registerrecht würden zwar der Gleichlauf mit dem 
für die Begründung maßgebenden Recht sprechen und eine vielleicht bessere Vorhersehbarkeit. Beide 
Argumente sind aber nicht sehr tragfähig: der Gleichlauf ist in Fragen, die sich so klar trennen lassen wie 
die Begründung der Partnerschaft und ihre persönlichen Wirkungen, nicht erforderlich und hilft bei der 
praktischen Rechtsanwendung weniger als die Berufung der lex fori. Die Beziehung zum Registerstaat 
wird, wenn sie überhaupt besteht, viel geringer, jedenfalls weniger aktuell sein als die zur lex fori, weil ja 
die Partner weder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Registerstaat haben oder gehabt haben (ihn keiner 
beibehalten hat) noch das Recht des Registerstaates ihr gemeinsames Personalstatut ist (sonst kämen die 
Verweisungen der Z 1 und 2 zum Tragen). Solange das Kollisionsrecht nicht international vereinheitlicht 
ist, ist Vorhersehbarkeit stets dadurch eingeschränkt, dass nicht im Voraus gesagt werden kann, von 
welchem Forum die kollisionsrechtliche Frage beurteilt wird, welche Kollisionsnormen der Beurteilung 
zugrunde gelegt werden. Eine Verweisung auf Registerrecht wäre unter dem Gesichtspunkt der 
Vorhersehbarkeit nur hilfreich, wenn die Rechtsordnungen aller in Betracht kommenden Foren auf das 
Registerrecht verweisen würden. 
Es gibt eine weitere Fallkonstellation, in der die Verweisung ins Leere  führt - hier auf materieller Ebene - 
und eine Ersatzanknüpfung vorgesehen werden muss. Wenn nämlich das nach Z 1 oder  2 anzuwendende 
Recht der Partnerschaft keine persönlichen Rechtswirkungen einräumt, etwa weil es die Partnerschaft als 
Rechtsinstitut nicht kennt, bestünde ohne Ersatzanknüpfung eine Partnerschaft, die keine persönlichen, 
sondern allein personenstandsrechtliche Wirkungen hat. Um diese Situation zu vermeiden, ist das nach 
Z 2 bestimmte Recht anzuwenden, soweit das von Z 1 bestimmte Recht der Partnerschaft keine 
Rechtswirkungen einräumt, und wenn auch diese Verweisung versagt, nach Z 3 österreichisches Recht. 
Für die Berufung österreichischen Rechts sprechen die im vorigen Absatz dargelegten Gründe. 
Die Alternativanknüpfung des § 18 Abs. 2 IPRG, die im letzten Satz auf das Recht des Staates abstellt, zu 
dem die Ehegatten einen engeren Bezug haben, konnte für die Partnerschaft nicht übernommen werden, 
weil in vielen Fällen auch diese Verweisung materiell ins Leere gehen würde. 



 

 

Die Ersatzanknüpfung  kommt zum Tragen, soweit das berufene Recht die konkrete persönliche 
Rechtswirkung nicht regelt. Dies ist etwa dann der Fall, wenn es etwa allgemein keine gesetzlichen 
Unterhaltsansprüche gegenüber eingetragenen Partnern vorsieht. Anders als nach § 27d Z 3 und § 20 
Abs. 2 (vgl. dazu Verschraegen in Rummel³, Rz 9 § 20 IPRG; RS0077297), kommt die Ersatzanknüpfung 
nur dann zum Tragen, wenn das primär anzuwendende Recht die im konkreten Fall einschlägige 
Rechtswirkung (z. B. Unterhalt der eingetragenen Partner) an sich, unabhängig vom konkreten 
Sachverhalt, nicht kennt; nicht aber, wenn nach diesem Recht die im konkreten Fall einschlägige 
Wirkung der Partnerschaft zwar grundsätzlich besteht, im Einzelfall deren Geltendmachung den Partnern 
nicht oder nur unter strengeren Voraussetzungen als nach dem Ersatzrecht möglich ist. 
Zu § 27c IPRG 
Es besteht kein Grund, den Partnern für das Güterrecht nicht einen ebenso weiten Gestaltungsspielraum 
einzuräumen wie den Ehegatten; sie können daher jedes Recht als maßgebend bestimmen. Die 
Verweisung auf das Registerrecht, wenn kein Recht bestimmt wurde, erweist sich als klarer und 
vorhersehbarer als die auf das Partnerschaftswirkungsstatut. 
Da die Parteien ohnehin ein Recht bestimmen können, ist hier keine Ersatzanknüpfung wie in § 27b Z 2 
und 3 vorgesehen. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine Partnerschaft in mehreren Staaten registriert wird (s. auch 
die Erläuterungen zu § 27a), sei es, um Klarheit über ihren Bestand zu erhalten, sei es, weil ein Staat die 
Registrierung in einem anderen Staat nicht anerkennt. Um auch in diesen Fällen zu einer eindeutigen 
Verweisung zu gelangen, ist die Anwendung des Rechts des Staates vorgesehen, in dem die Partnerschaft 
erstmals registriert worden ist. Die Anknüpfung an das Recht dieses Staates setzt freilich voraus, dass die 
Partnerschaft in diesem Staat auch wirksam begründet wurde. Die spätere Auflösung der (in Österreich 
nach wie vor wirksamen) Partnerschaft für den Rechtsbereich dieses Staates ändert hingegen nichts an der 
Maßgeblichkeit dieses Rechts. Das entspricht dem Grundsatz der Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts 
am besten. 
Zu § 27d IPRG 
Für die Auflösung der Partnerschaft aus anderen Gründen als wegen Mängeln bei der Eingehung der 
Partnerschaft, also für die Auflösung im Sinn des § 15 EPG, übernimmt § 27d die Regelung des § 20 
IPRG (Ehescheidung). 
Z 3 orientiert sich an § 20 Abs. 2 IPRG, führt jedoch aus den bereits genannten Gründen in Anlehnung an 
§ 27b nicht zur Anwendung des Personalstatuts des Klägers, sondern des österreichischen Sachrechts. 
Eine der zweiten Variante des § 20 Abs. 2 IPRG (kein Anknüpfungspunkt nach § 18 IPRG) 
entsprechende Regelung ist hier nicht notwendig, weil § 27d Z 3 auf österreichisches, somit stets auf ein 
bestimmtes, Recht verweist. 
Zu Art. 6 (Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen) 
Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten, den Rechtsübergang und die Vollziehung. 



 

 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches 
§ 181. (1) … § 181. (1) unverändert 

 1. …  1. unverändert 
 2. der Ehegatte des Annehmenden;  2. der Ehegatte oder der eingetragene Partner des Annehmenden; 
 3. der Ehegatte des Wahlkindes.  3. der Ehegatte oder der eingetragene Partner des Wahlkindes. 

(2) bis (3) … (2) bis (3) unverändert 
§ 284c. (1) Nächste Angehörige sind die Eltern, volljährige Kinder, der im 

gemeinsamen Haushalt mit der vertretenen Person lebende Ehegatte und der 
Lebensgefährte, wenn dieser mit der vertretenen Person seit mindestens drei 
Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt. 

§ 284c. (1) Nächste Angehörige sind die Eltern, volljährige Kinder, der im 
gemeinsamen Haushalt mit der vertretenen Person lebende Ehegatte oder 
eingetragene Partner und der Lebensgefährte, wenn dieser mit der vertretenen 
Person seit mindestens drei Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt. 

(2) … (2) unverändert 
§ 364c. Ein vertragsmäßiges oder letztwilliges Veräußerungs- oder 

Belastungsverbot hinsichtlich einer Sache oder eines dinglichen Rechtes 
verpflichtet nur den ersten Eigenthümer, nicht aber seine Erben oder sonstigen 
Rechtsnachfolger. Gegen Dritte wirkt es dann, wenn es zwischen Ehegatten, Eltern 
und Kindern, Wahl- oder Pflegekindern oder deren Ehegatten begründet und im 
öffentlichen Buche eingetragen wurde. 

§ 364c. Ein vertragsmäßiges oder letztwilliges Veräußerungs- oder 
Belastungsverbot hinsichtlich einer Sache oder eines dinglichen Rechtes 
verpflichtet nur den ersten Eigentümer, nicht aber seine Erben oder sonstigen 
Rechtsnachfolger. Gegen Dritte wirkt es dann, wenn es zwischen Ehegatten, 
eingetragenen Partnern, Eltern und Kindern, Wahl- oder Pflegekindern oder deren 
Ehegatten oder eingetragenen Partnern begründet und im öffentlichen Buche 
eingetragen wurde. 

 Eingetragene Partner im Erbrecht 
 § 537a. Die für Ehegatten maßgebenden Bestimmungen dieses Hauptstücks 

sowie des Neunten bis Fünfzehnten Hauptstücks sind auf eingetragene Partner 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 1217. Ehe-Pacte heißen diejenigen Verträge, welche in Absicht auf die 
eheliche Verbindung über das Vermögen geschlossen werden, und haben 
vorzüglich das Heirathsgut; die Widerlage; Morgengabe; die Gütergemeinschaft; 
Verwaltung und Fruchtnießung des eigenen Vermögens; die Erbfolge, oder die auf 
den Todesfall bestimmte lebenslange Fruchtnießung des Vermögens, und den 
Witwengehalt zum Gegenstande. 

§ 1217. (1) Ehepakte heißen diejenigen Verträge, welche in Absicht auf die 
eheliche Verbindung über das Vermögen geschlossen werden, und haben 
vorzüglich das Heiratsgut; die Widerlage; Morgengabe; die Gütergemeinschaft; 
Verwaltung und Fruchtnießung des eigenen Vermögens; die Erbfolge, oder die auf 
den Todesfall bestimmte lebenslange Fruchtnießung des Vermögens, und den 
Witwengehalt zum Gegenstande. 



 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (2) Die Bestimmungen dieses Hauptstücks sind auf eingetragene Partner 

sinngemäß anzuwenden. 
§ 1458. Die Rechte eines Ehegatten, der Eltern, eines Kindes und andere 

Personen-Rechte sind kein Gegenstand der Ersitzung. Doch kommt denjenigen, 
welche dergleichen Rechte redlicher Weise ausüben, die schuldlose Unwissenheit 
zur einstweiligen Behauptung und Ausübung ihrer vermeinten Rechte zu Statten. 

§ 1458. Die Rechte eines Ehegatten, eines eingetragenen Partners, der Eltern, 
eines Kindes und andere Personenrechte sind kein Gegenstand der Ersitzung. 
Doch kommt denjenigen, welche dergleichen Rechte redlicher Weise ausüben, die 
schuldlose Unwissenheit zur einstweiligen Behauptung und Ausübung ihrer 
vermeinten Rechte zustatten. 

§ 1495. Auch zwischen Ehegatten sowie zwischen Minderjährigen oder 
anderen Pflegebefohlenen und den mit der Obsorge betrauten Personen, 
Sachwaltern oder Kuratoren kann, solange die Ehe aufrecht ist oder die Obsorge, 
Sachwalterschaft oder Kuratel durch dieselbe Person andauert, die Ersitzung oder 
Verjährung weder angefangen, noch fortgesetzt werden. Das gilt nicht für die 
Ansprüche eines Ehegatten auf Abgeltung seiner Mitwirkung im Erwerb des 
anderen (§ 98); doch wird die Verjährung so lange gehemmt, als zwischen den 
Ehegatten ein gerichtliches Verfahren zur Entscheidung über einen Anspruch im 
Sinn des § 100 anhängig ist und gehörig fortgesetzt wird. 

§ 1495. Auch zwischen Ehegatten oder eingetragenen Partnern sowie 
zwischen Minderjährigen oder anderen Pflegebefohlenen und den mit der Obsorge 
betrauten Personen, Sachwaltern oder Kuratoren kann, solange die Ehe oder 
eingetragener Partnerschaft aufrecht ist oder die Obsorge, Sachwalterschaft oder 
Kuratel durch dieselbe Person andauert, die Ersitzung oder Verjährung weder 
angefangen noch fortgesetzt werden. Das gilt nicht für die Ansprüche eines 
Ehegatten oder eines eingetragenen Partners auf Abgeltung der Mitwirkung im 
Erwerb des anderen Teils, doch wird die Verjährung so lange gehemmt, als 
zwischen den Ehegatten oder eingetragenen Partnern ein gerichtliches Verfahren 
zur Entscheidung über einen Anspruch auf Abgeltung anhängig ist und gehörig 
fortgesetzt wird. 

Artikel 3 

Änderung des Ehegesetzes 
§ 9. aufgehoben § 9. Eine Person darf keine Ehe eingehen, bevor ihre eingetragene 

Partnerschaft für nichtig erklärt oder aufgelöst worden ist. 
§ 24. Eine Ehe ist nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit der 

Eheschließung mit einem Dritten in gültiger Ehe lebte. 
§ 24. Eine Ehe ist nichtig, wenn ein Teil zur Zeit ihrer Schließung mit einer 

dritten Person in gültiger Ehe oder eingetragener Partnerschaft lebte. 
§ 28. (1) … § 28. (1) unverändert 
(2) In allen übrigen Fällen der Nichtigkeit kann der Staatsanwalt und jeder 

der Ehegatten, im Falle des § 24 auch der Ehegatte der früheren Ehe die 
Nichtigkeitsklage erheben. Ist die Ehe aufgelöst, so kann nur der Staatsanwalt die 
Nichtigkeitsklage erheben. 

(2) In allen übrigen Fällen der Nichtigkeit kann die Staatsanwaltschaft und 
jeder der Ehegatten, im Fall des § 24 auch der frühere Ehegatte oder eingetragene 
Partner die Nichtigkeitsklage erheben. Ist die Ehe aufgelöst, so kann nur die 
Staatsanwaltschaft die Nichtigkeitsklage erheben. 

(3) … (3) unverändert 
§ 67. (1) Würde der allein oder überwiegend schuldige Ehegatte durch 

Gewährung des im § 66 bestimmten Unterhalts bei Berücksichtigung seiner 
§ 67. (1) Würde der allein oder überwiegend schuldige Ehegatte durch 

Gewährung des im § 66 bestimmten Unterhalts bei Berücksichtigung seiner 
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sonstigen Verpflichtungen den eigenen angemessenen Unterhalt gefährden, so 
braucht er nur so viel zu leisten, als es mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und die 
Vermögens- und Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten der Billigkeit 
entspricht. Hat der Verpflichtete einem minderjährigen unverheirateten Kinde oder 
bei Wiederverheiratung dem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, so sind auch 
die Bedürfnisse und die wirtschaftlichen Verhältnisse dieser Personen zu 
berücksichtigen. 

sonstigen Verpflichtungen den eigenen angemessenen Unterhalt gefährden, so 
braucht er nur so viel zu leisten, als es mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und die 
Vermögens- und Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten der Billigkeit 
entspricht. Hat der Verpflichtete einem minderjährigen unverheirateten Kind oder 
einem neuen Ehegatten oder eingetragenen Partner Unterhalt zu gewähren, so sind 
auch die Bedürfnisse und die wirtschaftlichen Verhältnisse dieser Personen zu 
berücksichtigen. 

(2) … (2) unverändert 
§ 69. (1) … § 69. (1) unverändert 
(2) Ist die Ehe nach § 55 geschieden worden und enthält das Urteil den 

Ausspruch nach § 61 Abs. 3, so gilt für den Unterhaltsanspruch des beklagten 
Ehegatten auch nach der Scheidung der § 94 ABGB. Der Unterhaltsanspruch 
umfaßt jedenfalls auch den Ersatz der Beiträge zur freiwilligen Versicherung des 
beklagten Ehegatten in der gesetzlichen Krankenversicherung. Bei der Bemessung 
des Unterhaltsanspruchs ist die Unterhaltspflicht des Verpflichteten für einen 
neuen Ehegatten nicht zu berücksichtigen, es sei denn, dies ist bei Abwägung aller 
Umstände, besonders des Lebensalters und der Gesundheit des geschiedenen und 
des neuen Ehegatten, der Dauer ihres gemeinsamen Haushalts mit dem 
Verpflichteten und des Wohles ihrer Kinder, aus Gründen der Billigkeit geboten. 

(2) Ist die Ehe nach § 55 geschieden worden und enthält das Urteil den 
Ausspruch nach § 61 Abs. 3, so gilt für den Unterhaltsanspruch des beklagten 
Ehegatten auch nach der Scheidung der § 94 ABGB. Der Unterhaltsanspruch 
umfasst jedenfalls auch den Ersatz der Beiträge zur freiwilligen Versicherung des 
beklagten Ehegatten in der gesetzlichen Krankenversicherung. Bei der Bemessung 
des Unterhaltsanspruchs ist die Unterhaltspflicht des Verpflichteten für einen 
neuen Ehegatten oder eingetragenen Partner nicht zu berücksichtigen, es sei denn, 
dies ist bei Abwägung aller Umstände, besonders des Lebensalters und der 
Gesundheit des früheren und des neuen Ehegatten oder eingetragenen Partners, der 
Dauer ihres gemeinsamen Haushalts mit dem Verpflichteten und des Wohles ihrer 
Kinder, aus Gründen der Billigkeit geboten. 

(3) … (3) unverändert 
Wiederverheiratung des Berechtigten Wiederverheiratung oder Begründung einer eingetragenen Partnerschaft des 

Berechtigten 
§ 75. Die Unterhaltspflicht erlischt mit der Wiederverheiratung des 

Berechtigten. 
§ 75. Die Unterhaltspflicht erlischt mit der Wiederverheiratung oder 

Begründung einer eingetragenen Partnerschaft des Berechtigten. 

Artikel 4 

Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes 
§ 2. (1) Eine medizinisch unterstützte Fortpflanzung ist nur in einer Ehe oder 

eheähnlichen Lebensgemeinschaft zulässig. 
§ 2. (1) Eine medizinisch unterstützte Fortpflanzung ist nur in einer Ehe oder 

Lebensgemeinschaft von Personen verschiedenen Geschlechts zulässig. 
(2) bis (3) … (2) bis (3) unverändert 
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Artikel 5 

Änderung des IPR-Gesetzes 
 D. P a r t n e r s c h a f t s r e c h t 
 Voraussetzungen und Wirksamkeit der eingetragenen Partnerschaft 
 § 27a. Die Voraussetzungen, die Nichtigkeit einer eingetragenen 

Partnerschaft und ihre Auflösung wegen Mängeln bei ihrer Begründung sind nach 
dem Recht des Staates zu beurteilen, in dem sie begründet wird. 

 Persönliche Rechtswirkungen der eingetragenen Partnerschaft 
 § 27b. Die persönlichen Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft sind zu 

beurteilen 
  1. nach dem Recht des Staates, in dem die eingetragenen Partner ihren 

gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt haben, mangels eines solchen 
nach dem Recht des Staates, in dem beide ihren letzten gewöhnlichen 
Aufenthalt gehabt haben, sofern ihn einer von ihnen beibehalten hat; 

  2. nach dem gemeinsamen, mangels eines solchen nach dem letzten 
gemeinsamen Personalstatut der eingetragenen Partner, sofern es einer 
von ihnen beibehalten hat, wenn die Voraussetzungen für die Anwendung 
des in Z 1 bestimmten Rechts nicht vorliegen oder soweit dieses Recht die 
persönlichen Rechtswirkungen der eingetragenen Partnerschaft nicht 
regelt; 

  3. sonst nach österreichischem Recht; dieses ist auch anzuwenden, soweit 
das nach Z 2 maßgebende Recht die persönlichen Rechtswirkungen der 
eingetragenen Partnerschaft nicht regelt. 

 Güterrecht der eingetragenen Partnerschaft 
 § 27c. Das Güterrecht der eingetragenen Partnerschaft ist nach dem Recht zu 

beurteilen, das die Parteien ausdrücklich bestimmen, mangels einer solchen 
Rechtswahl nach dem Recht des Staates, in dem die eingetragene Partnerschaft 
begründet worden ist. 

 Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
 § 27d. (1) Die Voraussetzungen und die Wirkungen der Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft aus anderen als den in § 27a genannten Gründen sind 
zu beurteilen 
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  1. nach dem Recht des Staates, in dem die eingetragenen Partner im 

Zeitpunkt der Auflösung ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, mangels eines solchen nach dem Recht des Staates, in dem beide 
davor ihren letzten gewöhnlichen Aufenthalt gehabt haben, sofern ihn 
einer von ihnen beibehalten hat; 

  2. nach dem im Zeitpunkt der Auflösung gemeinsamen, mangels eines 
solchen nach dem davor letzten gemeinsamen Personalstatut der 
eingetragenen Partner, sofern es einer von ihnen beibehalten hat, wenn die 
Voraussetzungen für die Anwendung des in Z 1 bestimmten Rechts nicht 
vorliegen oder wenn die eingetragenen Partnerschaft nach diesem Recht 
auf Grund der geltend gemachten Tatsachen nicht aufgelöst werden kann; 

  3. sonst nach österreichischem Recht; dieses ist auch anzuwenden, wenn 
nach dem nach Z 2 maßgebenden Recht die eingetragene Partnerschaft 
auf Grund der geltend gemachten Tatsachen nicht aufgelöst werden kann. 

§ 50. (1) bis (4) … § 50. (1) bis (4) unverändert 
 (5) Die §§ 27a bis 27d treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 

Artikel 6 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 
 Die Art. 2, 3, 4, 6, 7, 8 und 11 dieses Bundesgesetzes treten mit 1. Jänner 

2010 in Kraft. 
  
 


